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02-33-S

Bekanntmachung  
über das Inkrafttreten des  

Fünften Staatsvertrags  
zur Änderung  

medienrechtlicher Staatsverträge  
(Fünfter Medienänderungsstaatsvertrag)

vom 9. Oktober 2024

Der im Zeitraum vom 27. Februar bis 7. März 2024 
unterzeichnete und im Gesetz- und Verordnungsblatt 
vom 14. August 2024 (GVBl. S. 326) bekannt gemachte  
Fünfte Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher 
Staatsverträge (Fünfter Medienänderungsstaatsvertrag) 
ist nach seinem Art. 3 Abs. 2 Satz 1 am 1. Oktober 2024 
in Kraft getreten.

München, den 9. Oktober 2024

Der Leiter der Bayerischen Staatskanzlei

Dr. Florian H e r r m a n n
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2032-3-1-4-F

Verordnung  
zur Änderung der  

Bezüge-Zuständigkeitsverordnung

vom 8. Oktober 2024

Auf Grund 

–– des Art. 26 Satz 4 des Bayerischen Reisekostenge-
setzes (BayRKG) vom 24. April 2001 (GVBl. S. 133, 
BayRS 2032-4-1-F), das zuletzt durch § 4 des Ge- 
setzes vom 7.  Juli 2023 (GVBl. S.  313) geändert  
worden ist, und

–– des Art.  15 Satz  4 des Bayerischen Umzugskos-
tengesetzes (BayUKG) vom 24.  Juni 2005 (GVBl. 
S.  192, BayRS 2032-5-1-F), das zuletzt durch §  1 
Abs. 93 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. 
S. 98) geändert worden ist,

verordnet die Bayerische Staatsregierung:

§ 1

Die Bezüge-Zuständigkeitsverordnung (ZustV-Bezüge) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.  Oktober 
2003 (GVBl. S.  841, BayRS 2032-3-1-4-F), die zuletzt 
durch die §§  2, 3 und 4 der Verordnung vom 25.  Juni 
2024 (GVBl. S. 208) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.	 § 4 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nr. 3 wird das Komma am Ende durch einen 
Punkt ersetzt.

b)	 Nr. 4 wird aufgehoben.

2.	 § 8 Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1.	 aus den nachgeordneten Behörden des Ge-
schäftsbereichs des Staatsministeriums des 
Innern, für Sport und Integration mit Ausnahme 
der Regierung von Oberbayern,“.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. November 2024 in Kraft. 

München, den 8. Oktober 2024

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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791-1-14-U

Bayerische Wolfsverordnung  
(BayWolfV)

vom 15. Oktober 2024

Auf Grund des § 45 Abs. 7 Satz 4 und 5 des Bun-
desnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Art. 5 des Gesetzes 
vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225) geändert worden 
ist, verordnet die Bayerische Staatsregierung:

§ 1

Schutz des Menschen und der  
öffentlichen Sicherheit

(1) 1Im Interesse der Gesundheit des Menschen 
und der öffentlichen Sicherheit wird nach Maßgabe der 
nachfolgenden Absätze gestattet, Wölfen (Canis lupus) 
nachzustellen, sie zu fangen, zu vergrämen oder mit ei-
ner geeigneten Schusswaffe zu töten, soweit es keine 
zumutbare Alternative  gibt. 2Voraussetzung ist ferner, 
dass sich der Erhaltungszustand der Population nicht 
verschlechtert und die Wiederherstellung eines günstigen 
Erhaltungszustands nicht behindert wird.

(2) 1Unter Berücksichtigung von § 45a Abs. 2 Satz 3 
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) gefährden 
Wölfe die Gesundheit des Menschen oder die öffentliche 
Sicherheit insbesondere dann, wenn sie

1.	 sich mehrfach Menschen außerhalb von Fahrzeugen 
auf unter 30 m nähern,

2.	 mehrfach die Annäherung von Menschen auf unter 
30 m tolerieren,

3.	 über mehrere Tage in einem Umkreis von weniger als 
200 m von geschlossenen Ortschaften oder von dem 
Menschen genutzten Gebäuden oder Stallungen ge-
sehen werden,

4.	 Menschen trotz Vertreibungsversuchen folgen,

5.	 sich Menschen in geschlossenen Ortschaften annä-
hern und nur schwer vertrieben werden können,

6.	 Hunde in geschlossenen Ortschaften oder in von 
Menschen genutzten Gebäuden oder Stallungen 
töten,

7.	 sich Menschen mit Hunden annähern und dabei ein 

aggressives Verhalten zeigen oder

8.	 unprovoziert aggressiv auf Menschen reagieren.

2Eine Entnahme ist im Rahmen des Satzes 1 Nr. 1 bis  3 
nur zulässig, wenn eine Vergrämung nicht möglich er-
scheint oder voraussichtlich erfolglos bleibt. 3Maßnahmen 
nach Abs.1 können gegen einen Wolf gerichtet werden, 
der in räumlichem und zeitlichem Zusammenhang mit ei-
nem der in Satz 1 genannten Ereignisse angetroffen wird.

(3) 1Hält die untere Naturschutzbehörde die obigen 
Voraussetzungen für gegeben, bestimmt sie unverzüglich 
die zu ergreifenden Maßnahmen und die zur Ausführung 
geeigneten und berechtigten Personen. 2Zuständig ist die 
untere Naturschutzbehörde, in deren Gebiet das in Abs. 2 
Satz 1 genannte Ereignis stattgefunden hat.

§ 2

Abwendung ernster  
wirtschaftlicher Schäden

(1) 1Zur Abwendung ernster landwirtschaftlicher oder 
sonstiger ernster wirtschaftlicher Schäden wird nach 
Maßgabe der nachfolgenden Absätze gestattet, Wölfen 
nachzustellen, sie zu fangen, zu vergrämen oder mit ei-
ner geeigneten Schusswaffe zu töten, soweit es keine 
zumutbare Alternative  gibt. 2Voraussetzung ist ferner, 
dass sich der Erhaltungszustand der Population nicht 
verschlechtert und die Wiederherstellung eines günstigen 
Erhaltungszustands nicht behindert wird.

(2) 1Die Voraussetzungen des Abs.  1 Satz  1 sind 
unter Berücksichtigung des § 45a Abs. 2 BNatSchG ins-
besondere gegeben, wenn Wölfe in nicht schützbaren 
Weidegebieten ein Nutztier oder einen Equiden verletzen 
oder töten. 2Maßnahmen nach Satz 1 können gegen ei-
nen Wolf gerichtet werden, der in räumlichem und zeit-
lichem Zusammenhang mit dem betreffenden Ereignis 
angetroffen wird.

(3) 1Nicht schützbare Weidegebiete sind Gebiete, 
bei denen ein Herdenschutz entweder nicht möglich oder 
nicht zumutbar ist. 2Nicht zumutbar zäunbare naturräum-
liche Untereinheiten, für die die untere Naturschutzbe-
hörde festgestellt hat, dass die Alternative der Behirtung 
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in Verbindung mit einer nächtlichen Einstallung oder 
Unterbringung in einem wolfsabweisenden Nachtpferch 
nicht zumutbar ist, stehen nicht schützbaren Weidegebie-
ten gleich. 3Die Ermächtigung nach § 45 Abs. 7 Satz 4  
BNatSchG wird insoweit auf das Staatsministerium für 
Umwelt und Verbraucherschutz (Staatsministerium) über-
tragen, als dieses ermächtigt wird, die nicht schützbaren 
Weidegebiete nach Satz 1 und die nicht zumutbar zäun-
baren naturräumlichen Untereinheiten nach Satz 2 durch 
Rechtsverordnung festzulegen.

(4) 1Hält die untere Naturschutzbehörde die obigen 
Voraussetzungen für gegeben, bestimmt sie die zu er-
greifenden Maßnahmen und die zur Ausführung geeig-
neten und berechtigten Personen. 2§ 1 Abs. 3 Satz 2 gilt 
entsprechend.

§ 3

Mitteilungspflicht, Beweissicherung

(1) Sämtliche Maßnahmen einschließlich Maßnah-
meort, -datum und -methode sowie die ausführende 
Person oder die ausführende beauftragte Gruppe sind 
unverzüglich dem Staatsministerium sowie der genehmi-
genden Kreisverwaltungsbehörde mitzuteilen.

(2) Die auf Grundlage dieser Verordnung getöteten 
Wölfe sind dem Landesamt für Umwelt zur Verfügung zu 
stellen.

§ 4

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. November 2024 in Kraft. 

München, den 15. Oktober 2024

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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2021-1/2-1-I

Verordnung  
zur Änderung der  

Gemeinde- und Landkreiswahlordnung

vom 1. Oktober 2024

Auf Grund des Art.  58 Satz  1 des Gemeinde- und 
Landkreiswahlgesetzes (GLKrWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. November 2006 (GVBl. S. 834, 
BayRS 2021-1/2-I), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes 
vom 24.  Juli 2023 (GVBl. S.  385) geändert worden ist, 
verordnet das Bayerische Staatsministerium des Innern, 
für Sport und Integration:

§ 1

Die Gemeinde- und Landkreiswahlordnung  
(GLKrWO) vom 7. November 2006 (GVBl. S. 852, BayRS  
2021-1/2-1-I), die zuletzt durch Verordnung vom 18. No-
vember 2019 (GVBl. S.  695) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.	 In § 4 Satz 2 werden vor dem Wort „dem“ die Wörter 
„der Wahlvorsteherin oder“ eingefügt und das Wort 
„seiner“ durch das Wort „ihrer“ ersetzt.

2.	 § 5 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Der“ durch die Wör-
ter „Die Wahlleiterin oder der“ ersetzt. 

bb)	 In Satz 2 wird das Wort „Er“ durch die Wörter 
„Sie oder er“ ersetzt. 

b)	 In Abs. 3 Halbsatz 1 werden vor dem Wort „Ar-
beitnehmer“ die Wörter „Arbeitnehmerinnen oder“ 
eingefügt.

3.	 § 6 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „Wahlvorste-
her und die“ durch die Wörter „Wahlvorsteherin-
nen und Wahlvorsteher, die Briefwahlvorstehe-
rinnen und“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „der Wahlvor-
steher, der Briefwahlvorsteher und“ durch die 
Wörter „die Wahlvorsteherin oder der Wahl-

vorsteher, die Briefwahlvorsteherin oder der 
Briefwahlvorsteher und die Schriftführerin 
oder“ ersetzt und vor dem Wort „deren“ das 
Wort „jeweils“ eingefügt.

bb)	 In Satz 3 werden die Wörter „vom Wahlvor-
steher oder vom“ durch die Wörter „von der 
Wahlvorsteherin oder dem Wahlvorsteher, 
von der Briefwahlvorsteherin oder dem“ er-
setzt.

4.	 § 7 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 werden die Wörter „Wahlvorsteher und 
die“ durch die Wörter „Wahlvorsteherinnen und 
Wahlvorsteher, die Briefwahlvorsteherinnen und“ 
ersetzt.

b)	 In Abs. 2 werden die Wörter „Der Wahlleiter, die 
Wahlvorsteher und die“ durch die Wörter „Die 
Wahlleiterin oder der Wahlleiter, die Wahlvor-
steherin oder der Wahlvorsteher, die Briefwahl-
vorsteherin oder der“ ersetzt und vor dem Wort 
„Schriftführer“ werden die Wörter „Schriftführe-
rinnen und“ eingefügt.

5.	 § 9 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 2 werden die Wörter „der Wahlvorsteher 
(Briefwahlvorsteher) und“ durch die Wörter „die 
Wahlvorsteherin oder der Wahlvorsteher (Brief-
wahlvorsteherin oder Briefwahlvorsteher) und 
die Schriftführerin oder“ ersetzt.

b)	 In Abs. 3 werden die Wörter „der Wahlleiter, die 
Wahlvorsteher oder die“ durch die Wörter „die 
Wahlleiterin oder der Wahlleiter, die Wahlvorste-
herinnen und Wahlvorsteher oder die Briefwahl-
vorsteherin und“ ersetzt.

6.	 § 10 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 1 werden vor dem Wort „Schrift-
führer“ die Wörter „Schriftführerinnen und“ ein-
gefügt.

b)	 In Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 1 werden die Wörter 
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„vom Schriftführer und vom“ durch die Wörter 
„von der Schriftführerin oder dem Schriftführer 
und von der Wahlleiterin oder dem“ ersetzt.

7.	 § 11 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 werden vor den Wörtern „der 
Schriftführer“ die Wörter „die Schriftführerin 
oder“ eingefügt.

bb)	 In Satz 3 werden die Wörter „vom Schriftfüh-
rer“ durch die Wörter „von der Schriftführerin 
oder dem Schriftführer“ ersetzt.

cc)	 In Satz 4 werden die Wörter „Der Wahlleiter 
und der Beauftragte“ durch die Wörter „Die 
Wahlleiterin oder der Wahlleiter und die be-
auftragte Person“ ersetzt.

b)	 In Abs. 7 Satz 1 wird das Wort „Der“ durch die 
Wörter „Die Wahlleiterin oder der“ ersetzt.

8.	 § 14 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 4 werden nach dem Wort „Stimmabgabe“ 
die Wörter „für jede Wahl“ und nach dem Wort 
„und“ die Wörter „eine Spalte“ eingefügt.

b)	 Satz 5 wird aufgehoben. 

c)	 Satz 6 wird Satz 5.

9.	 § 15 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 wird die Angabe „35.“ durch die Angabe 
„42.“ ersetzt.

b)	 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) 1Eine Person, die in der Gemeinde nicht 
gemeldet ist, wird nur auf Antrag oder fristge-
recht erhobene Beschwerde in das Wählerver-
zeichnis eingetragen. 2Es ist nachzuweisen, 
dass am Wahltag seit mindestens zwei Monaten 
ununterbrochen der Schwerpunkt der Lebensbe-
ziehungen in der Gemeinde, bei Landkreiswah-
len im Landkreis, besteht.“

c)	 Abs. 7 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „des Geburts-
orts sowie“ gestrichen.

bb)	Die folgenden Sätze 3 bis 5 werden an

gefügt:

„3Sammelanträge sind zulässig. 4Sie müssen 
von allen aufgeführten Wahlberechtigten 
persönlich unterzeichnet sein. 5Satz 2 findet 
auf Sammelanträge keine Anwendung.“

10.	 § 16 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Im Satzteil vor Nr. 1 werden vor dem Wort 
„Wahlbenachrichtigung“ die Wörter „äußer-
lich als amtliche Wahlunterlage erkennbare“ 
eingefügt.

bb)	 Nach Nr. 6 wird folgende Nr. 7 eingefügt:

„7.	 die Belehrung, dass nach Art. 3 Abs. 4 
GLKrWG jede stimmberechtigte Per-
son ihr Stimmrecht nur einmal und nur 
persönlich ausüben kann und eine Aus-
übung des Stimmrechts durch eine Ver-
tretung anstelle der stimmberechtigten 
Person unzulässig ist,“.

cc)	 Die bisherigen Nrn.  7 und 8 werden die 
Nrn. 8 und 9.

dd)	Die bisherige Nr.  9 wird Nr.  10 und in 
Buchst.  c wird das Wort „gesonderte“ ge-
strichen.

b)	 Folgender Abs. 5 wird angefügt:

„(5) 1Stellt die Gemeinde fest, dass die frist-
gemäße Benachrichtigung nach Abs.  1 infolge 
von Naturkatastrophen oder ähnlichen Ereig-
nissen höherer Gewalt gestört ist, bestimmt 
sie, dass die Benachrichtigung in dem betrof-
fenen Gebiet später erfolgen kann. 2Wenn zu 
besorgen ist, dass die Benachrichtigung nach 
Abs. 1 nicht bis zum sechsten Tag vor der Wahl 
erfolgen kann, bestimmt sie, dass die wahl-
berechtigten Personen in anderer geeigneter 
Weise über die Angaben nach Abs. 2 Nr. 3, 4, 6  
bis 9 zu benachrichtigen sind. 3Die Gemeinde 
kann hierzu im Einzelfall ergänzende Rege-
lungen zur Anpassung an die besonderen Ver-
hältnisse treffen. 4Sie macht die Gründe für die 
Störung, das betroffene Gebiet, die von ihr für 
den Einzelfall getroffenen Regelungen und die 
Art der Benachrichtigung in geeigneter Weise  
bekannt.“

11.	 § 19 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
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a)	 Der Wortlaut wird Satz 1.

b)	 Die folgenden Sätze 2 und 3 werden angefügt:

„2Eine wahlberechtigte Person mit Behinderung 
kann sich hierbei der Hilfe einer anderen Person 
bedienen. 3§ 62 gilt entsprechend.“

12.	 § 23 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„4Die den Antrag stellende Person muss  
Familienname, Vorname, Geburtsdatum und 
ihre Wohnanschrift mit Straße, Hausnummer, 
Postleitzahl und Ort angeben.“

bb)	 Satz 5 wird aufgehoben.

b)	 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss 
durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nach-
weisen, dazu berechtigt zu sein.“

c)	 In Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 2 wird das Wort „den“ 
durch die Wörter „die zuständige Wahlvorstehe-
rin oder den zuständigen Wahlvorsteher“ ersetzt 
und die Wörter „zuständigen Wahlvorsteher“ 
werden gestrichen.

13.	 In § 24 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „34.“ durch die 
Angabe „41.“ ersetzt.

14.	 § 27 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden vor den Wörtern „der wahlbe-
rechtigten Person“ die Wörter „äußerlich erkenn-
bar als amtliche Wahlunterlage gekennzeichnet 
und“ eingefügt.

b)	 In Satz 2 werden die Wörter „auf dem Luftweg“ 
durch die Wörter „mit Luftpost“ ersetzt.

c)	 Satz 3 wird aufgehoben.

d)	 Die bisherigen Sätze 4 bis 6 werden die Sätze 3 
bis 5.

e)	 Der bisherige Satz  7 wird Satz  6 und in Halb-
satz 2 wird das Wort „Aushändigung“ durch das 
Wort „Empfangnahme“ ersetzt.

f)	 Die bisherigen Sätze 8 bis 10 werden die Sätze 7 

bis 9.

15.	 § 28 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Wählerverzeich-
nis“ durch das Wort „Wahlscheinverzeichnis“ er-
setzt.

b)	 Abs. 3 Satz 3 wird aufgehoben.

16.	 Dem § 29 Abs. 1 werden die folgenden Sätze 3 und 4 
angefügt:

„3Eine wahlberechtigte Person mit Behinderung kann 
sich hierbei der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
4§ 62 gilt entsprechend.“

17.	 In § 31 Abs. 2 werden die Wörter „des Beauftragten“ 
durch die Wörter „der beauftragten Person“ ersetzt, 
das Wort „beim“ wird durch die Wörter „bei der Wahl-
leiterin oder dem“ ersetzt und das Wort „vom“ wird 
durch die Wörter „von der Wahlleiterin oder dem“ er-
setzt.

18.	 In § 33 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „der Wahlun-
terlagen“ durch die Wörter „der Wahlbriefumschläge 
und der sonstigen Wahlunterlagen“ ersetzt.

19.	 § 34 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Der“ durch die Wör-
ter „Die Wahlleiterin oder der“ ersetzt, die 
Angabe „66.“ wird durch die Angabe „73.“ 
ersetzt und vor dem Wort „Kreisräte“ werden 
die Wörter „Kreisrätinnen und“ eingefügt.

bb)	 In Satz  2 werden das Wort „Er“ durch die 
Wörter „Sie oder er“ und die Angabe „52.“ 
durch die Angabe „59.“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Im Satzteil vor Nr. 1 werden vor dem Wort 
„er“ die Wörter „sie oder“ eingefügt.

bb)	 In Nr.  2 werden vor den Wörtern „des ers-
ten Bürgermeisters“ die Wörter „der ersten 
Bürgermeisterin,“ und vor den Wörtern „oder 
des Landrats“ die Wörter „  , der Landrätin“ 
eingefügt.

c)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 Im Satzteil vor Nr. 1 werden vor dem Wort 
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„er“ die Wörter „sie oder“ eingefügt.

bb)	 In Nr. 4 werden vor den Wörtern „der Wahl-
leiter“ die Wörter „die Wahlleiterin oder“ ein-
gefügt.

d)	 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden vor den Wörtern „des Wahl-
leiters“ die Wörter „der Wahlleiterin oder“ ein-
gefügt.

bb)	 In Satz 2 werden vor den Wörtern „der Wahl-
leiter“ die Wörter „die Wahlleiterin oder“ und 
vor dem Wort „er“ die Wörter „sie oder“ ein-
gefügt.

20.	 § 35 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 2 werden vor dem Wort „dem“ die Wörter 
„der Wahlleiterin oder“ sowie vor dem Wort „sei-
nem“ die Wörter „ihrem oder“ eingefügt.

b)	 In Satz 3 wird das Wort „vom“ durch die Wörter 
„von der Wahlleiterin oder dem“ ersetzt.

21.	 § 36 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 2 werden vor dem Wort „der“ die Wörter 
„die Wahlleiterin oder“ eingefügt.

b)	 In Abs. 3 Satz 4 wird das Wort „Wahlberechtig-
ten“ durch die Wörter „wahlberechtigten Perso-
nen“ und die Wörter „behinderten und anderen 
Menschen mit“ durch die Wörter „Menschen mit 
Behinderungen oder“ ersetzt. 

22.	 In § 37 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „dem Beauf-
tragten“ durch die Wörter „der beauftragten Person“ 
ersetzt.

23.	 In § 38 Abs. 2 Satz 1 werden vor dem Wort „den“ die 
Wörter „die Wahlleiterin oder“ eingefügt.

24.	 § 39 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Dieselbe Person kann sich gleichzeitig für 
die Wahl zur ersten Bürgermeisterin oder zum ers-
ten Bürgermeister, zum ehrenamtlichen Gemeinde-
ratsmitglied, zur Landrätin oder zum Landrat und zur 
Kreisrätin oder zum Kreisrat bewerben.“

25.	 In der Überschrift des §  40 wird das Wort „und“ 
durch das Wort „sowie“ ersetzt und vor dem Wort 
„Kreisräte“ werden die Wörter „Kreisrätinnen und“ 
eingefügt.

26.	 In der Überschrift des § 41 werden vor den Wörtern 
„des ersten“ die Wörter „der ersten Bürgermeisterin 
oder“ und vor den Wörtern „des Landrats“ die Wörter 
„der Landrätin oder“ eingefügt.

27.	 § 42 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Wortlaut wird Satz 1.

b)	 Folgender Satz 2 wird angefügt:

„2Die die Versammlung leitende Person und zwei 
Wahlberechtigte, die an der Versammlung teilge-
nommen haben, sollen in der Niederschrift ver-
sichern, dass die Anforderungen gemäß Art. 29 
Abs.  3 GLKrWG, §  39 Abs.  1, Abs.  4 Satz  1 
und 2 sowie die Festlegungen nach Satz  3, 
§ 40 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 beachtet worden  
sind.“

28.	 § 43 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Nr. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 Im Satzteil vor Buchst. a werden die Wörter 
„zum Beauftragten“ durch die Wörter „der 
beauftragten Person“ und das Wort „seiner“ 
durch das Wort „ihrer“ ersetzt.

bb)	 Nach Buchst. b wird folgender Buchst. c ein-
gefügt:

„c)	 Telefonnummer und E-Mail-Adresse, 
soweit vorhanden,“.

cc)	 Der bisherige Buchst. c wird Buchst. d.

b)	 Nr. 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 Die Buchst. a und b werden wie folgt gefasst:

„a)	 Familienname und Vorname; zulässig 
sind die Angabe akademischer Grade 
und des Geburtsnamens, falls sich die 
Namensführung innerhalb von zwei 
Jahren vor dem Wahltag geändert hat,

b)	 Tag der Geburt und Geschlecht sowie 
die Angabe, dass das Geburtsjahr in 
den Stimmzettel mit aufgenommen 
werden soll, wenn dies die sich bewer-
bende Person will,“.

bb)	 Buchst. d wird wie folgt gefasst: 

„d)	 kommunale Ehrenämter und im Grund-
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gesetz und in der Verfassung vorgese-
hene Ämter, falls diese in den Stimm-
zettel aufgenommen werden sollen, 
insbesondere ehrenamtliche erste, 
zweite oder dritte Bürgermeisterin und 
ehrenamtlicher erster, zweiter oder 
dritter Bürgermeister, Gemeinderats-
mitglied, stellvertretende Landrätin und 
stellvertretender Landrat, Kreisrätin 
und Kreisrat, Bezirkstagspräsidentin 
und Bezirkstagspräsident, stellvertre-
tende Bezirkstagspräsidentin und stell-
vertretender Bezirkstagspräsident, Be-
zirksrätin und Bezirksrat, Mitglied des 
Europäischen Parlaments, des Bun-
destags, des Landtags,“.

cc)	 In Buchst. h Doppelbuchst. aa werden vor 
dem Wort „zum“ die Wörter „zur berufsmä-
ßigen ersten Bürgermeisterin oder“ einge-
fügt.

dd)	 In Buchst.  i Satzteil nach Doppelbuchst. bb 
werden nach dem Wort „werden“ die Wör-
ter „  ;  die Bescheinigung kann zusammen 
mit einer Bescheinigung nach Buchst. h auf 
einem Formularblatt durch die Gemeinde 
erteilt werden, in der die sich bewerbende 
Person ihre alleinige Wohnung oder ihren 
Hauptwohnsitz hat“ eingefügt.

29.	 § 45 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Der“ durch die Wör-
ter „Die Wahlleiterin oder der“ und die An-
gabe „52.“ durch die Angabe „59.“ sowie die 
Angabe „51.“ durch die Angabe „58.“ ersetzt.

bb)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Die Anschrift wird nicht in die Bekanntma-
chung aufgenommen.“

cc)	 Der bisherige Satz  2 wird Satz  3 und die 
Angabe „45.“ wird durch die Angabe „52.“ 
ersetzt.

dd)	 Der bisherige Satz 3 wird aufgehoben.

b)	 In Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „10000 Einwoh-
nern“ durch die Wörter „10 000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern“ ersetzt.

30.	 § 46 wird wie folgt gefasst:

„§ 46

Ergänzung von Wahlvorschlägen

Liegt bis 18 Uhr des 52. Tags vor dem Wahltag 
für eine Gemeinderats- oder eine Kreistagswahl nur 
ein Wahlvorschlag vor, ist die beauftragte Person 
sofort darauf hinzuweisen, dass die Zahl der sich 
bewerbenden Personen bis 18 Uhr des 48. Tags vor 
dem Wahltag auf das Doppelte der Zahl der zu wäh-
lenden Personen erhöht werden kann.“

31.	 § 47 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wie folgt geändert:

aa)	 In Nr. 4 werden vor den Wörtern „zum Bür-
germeister“ die Wörter „zur Bürgermeisterin 
oder“ und vor den Wörtern „zum Landrat“ die 
Wörter „zur Landrätin oder“ eingefügt.

bb)	 In Nr.  6 wird das Wort „Wahlberechtigten“ 
durch die Wörter „wahlberechtigten Perso-
nen“ ersetzt.

cc)	 In Nr. 7 werden die Wörter „der Unterzeich-
ner“ durch die Wörter „von unterzeichnen-
den Personen“ und das Wort „Beauftragten“ 
durch die Wörter „beauftragten Person“ er-
setzt.

b)	 In Abs. 2 werden die Wörter „der Unterzeichner“ 
durch die Wörter „unterzeichnender Personen“ 
ersetzt.

32.	 § 48 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „beim“ durch die 
Wörter „bei der Wahlleiterin oder dem“ ersetzt.

b)	 In Abs. 2 werden vor dem Wort „der“ die Wörter 
„die Wahlleiterin oder“ und vor dem Wort „seiner“ 
die Wörter „ihrer oder“ eingefügt. 

33.	 In § 49 Satz 2 werden die Wörter „Der Beauftragte“ 
durch die Wörter „Die beauftragte Person“ ersetzt.

34.	 § 50 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wie folgt geändert:

aa)	 In Nr. 6 Buchst. c wird das Wort „Unterzeich-
ner“ durch die Wörter „unterzeichnenden 
Personen“ ersetzt.

bb)	 In Nr.  11 werden die Wörter „der Unter-
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zeichner“ durch die Wörter „unterzeichnen-
der Personen“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 Satz 1 wie folgt geändert:

aa)	 In Nr. 3 werden vor dem Wort „Kreisräte“ die 
Wörter „Kreisrätinnen und“ eingefügt. 

bb)	 In Nr. 8 wird das Wort „Beauftragten“ durch 
die Wörter „beauftragten Personen“ ersetzt.

35.	 In § 51 Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „10000 Ein-
wohnern“ durch die Wörter „10 000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern“ ersetzt.

36.	 § 53 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Nr. 6a wird wie folgt gefasst:

„6a.	 dass eine wahlberechtigte Person, die des 
Lesens unkundig oder wegen einer Behin-
derung an der Abgabe ihrer Stimme ge-
hindert ist, sich zur Stimmabgabe der Hilfe 
einer anderen Person bedienen kann, die 
Hilfeleistung auf technische Hilfe bei der 
Kundgabe einer von der wahlberechtig-
ten Person selbst getroffenen und geäu-
ßerten Wahlentscheidung beschränkt und 
eine Hilfeleistung unzulässig ist, die unter 
missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, 
die selbstbestimmte Willensbildung oder 
Entscheidung der wahlberechtigten Person 
ersetzt oder verändert oder wenn ein Inter-
essenkonflikt der Hilfsperson besteht,“.

b)	 In Nr. 7 werden jeweils die Wörter „des Wahlbe-
rechtigten“ durch die Wörter „der wahlberechtig-
ten Person“ ersetzt. 

37.	 In § 54 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „behinderten 
und anderen Menschen mit“ durch die Wörter „Men-
schen mit Behinderungen oder“ ersetzt.

38.	 § 55 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 55 

Wahlkabinen“.

b)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In den Sätzen 1 und 2 wird jeweils das Wort 
„Wahlzellen“ durch das Wort „Wahlkabinen“ 
ersetzt.

bb)	 In Satz  3 wird das Wort „Wahlzelle“ durch 
das Wort „Wahlkabine“ ersetzt.

c)	 In Abs. 2 wird das Wort „Wahlzellen“ durch das 
Wort „Wahlkabinen“ ersetzt.

39.	 § 58 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 Satz 1 wie folgt geändert:

aa)	 Im Satzteil vor Nr. 1 wird das Wort „Jeder“ 
durch die Wörter „Jede Wahlvorsteherin und 
jeder“ ersetzt.

bb)	 Nr. 6 wird wie folgt gefasst:

‚6.	 je einen als „Muster“ gekennzeichneten 
Stimmzettel,‘.

b)	 In Abs. 3 wird das Wort „Jeder“ durch die Wörter 
„Jede Briefwahlvorsteherin und jeder“ ersetzt.

40.	 § 59 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 wird das Wort „Der“ durch die 
Wörter „Die Wahlvorsteherin oder der“ er-
setzt, vor dem Wort „er“ werden die Wörter 
„sie oder“ eingefügt und vor dem Wort „den“ 
werden die Wörter „die Schriftführerin oder“ 
eingefügt.

bb)	 In Satz 2 wird das Wort „Er“ durch die Wörter 
„Sie oder er“ ersetzt. 

b)	 Abs. 2 wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden vor den Wörtern „der Wahl-
vorsteher“ die Wörter „die Wahlvorsteherin 
oder“ eingefügt.

bb)	 In Satz 2 wird das Wort „Er“ durch die Wörter 
„Sie oder er“ ersetzt. 

cc)	 In Satz 3 werden vor den Wörtern „der Wahl-
vorsteher“ die Wörter „die Wahlvorsteherin 
oder“ und vor dem Wort „er“ die Wörter „sie 
oder“ eingefügt.

c)	 In Abs. 3 Satz 2 wird das Wort „Der“ durch die 
Wörter „Die Wahlvorsteherin oder der“ ersetzt.

41.	 § 60 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 2 Satz 1, 2 und 3 wird jeweils das Wort 
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„Wahlzelle“ durch das Wort „Wahlkabine“ ersetzt.

b)	 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Der“ durch die Wör-
ter „Die Schriftführerin oder der“ ersetzt.

bb)	 In Satz 2 wird das Wort „Er“ durch die Wörter 
„Sie oder er“ ersetzt. 

cc)	 In Satz  3 werden vor dem Wort „der“ die 
Wörter „die Wahlvorsteherin oder“ eingefügt.

dd)	 In Satz 4 Halbsatz 2 werden vor den Wörtern 
„der Wahlvorsteher“ die Wörter „die Wahl-
vorsteherin oder“ eingefügt.

42.	 § 61 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Im Satzteil vor Nr.  1 wird das Wort „Der“ 
durch die Wörter „Die Wahlvorsteherin oder 
der“ ersetzt.

bb)	 In Nr. 4 wird das Wort „Wahlzelle“ durch das 
Wort „Wahlkabine“ ersetzt.

cc)	 In Nr. 5 wird das Wort „oder“ am Ende ge-
strichen.

dd)	 In Nr. 6 werden das Wort „Wahlzelle“ durch 
das Wort „Wahlkabine“ und der Punkt am 
Ende durch das Wort „ , oder“ ersetzt.

ee)	 Folgende Nr. 7 wird angefügt:

„7.	 für den Wahlvorstand erkennbar meh-
rere gleichartige Stimmzettel abgeben 
oder mit dem Stimmzettel einen weite-
ren Gegenstand in die Wahlurne wer-
fen wollen.“

b)	 In Abs. 2 werden vor dem Wort „der Wahlvorste-
her“ die Wörter „die Wahlvorsteherin oder“ ein-
gefügt.

43.	 § 62 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „vom Wahlbe-
rechtigten“ durch die Wörter „von der wahl-
berechtigten Person“ ersetzt.

bb)	 In Satz 2 werden die Wörter „des Wahlbe-

rechtigten“ durch die Wörter „der wahlbe-
rechtigten Person“ ersetzt.

b)	 In Abs.  4 werden die Wörter „Ein blinder oder 
sehbehinderter Wähler“ durch die Wörter „Eine 
blinde oder sehbehinderte abstimmende Person“ 
ersetzt.

44.	 In § 63 Satz 1 wird das Wort „Der“ durch die Wörter 
„Die Schriftführerin oder der“ ersetzt.

45.	 § 64 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 werden vor dem Wort „dem“ die 
Wörter „der Wahlvorsteherin oder“ eingefügt.

bb)	 In Satz 3 wird das Wort „Der“ durch die Wör-
ter „Die Wahlvorsteherin oder der“ ersetzt. 

b)	 In Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „vom“ durch die 
Wörter „von der Schriftführerin oder dem“ er-
setzt.

46.	 § 65 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) 1Sobald die Abstimmungszeit abgelaufen ist, 
wird dies von der Wahlvorsteherin oder dem Wahl-
vorsteher bekannt gegeben. 2Von da ab dürfen nur 
noch die Stimmberechtigten zur Stimmabgabe zu-
gelassen werden, die vor Ablauf der Abstimmungs-
zeit erschienen sind und sich im Abstimmungsraum 
oder aus Platzgründen davor befinden. 3Nach Ablauf 
der Abstimmungszeit eintreffenden Personen ist der 
Zutritt zur Stimmabgabe zu sperren. 4Art. 17 Abs. 1  
GLKrWG ist zu beachten. 5Nachdem die vor Ablauf 
der Abstimmungszeit erschienenen Stimmberechtig-
ten ihre Stimme abgegeben haben, erklärt die Wahl-
vorsteherin oder der Wahlvorsteher die Abstimmung 
für geschlossen.“

47.	 § 65a wird wie folgt gefasst:

„§ 65a

Behandlung der Stimmzettel bei  
weniger als 50 Abstimmenden

1Nahmen weniger als 50 Stimmberechtigte im 
Stimmbezirk an der Wahl teil, sucht die Wahlvor-
steherin oder der Wahlvorsteher oder ihre Stellver-
tretung mit zwei Beisitzern einen im Vorfeld von der 
Gemeinde bestimmten Abstimmungsraum eines an-
deren Stimmbezirks oder, sofern ein solcher nicht 
vorhanden ist, den Auszählraum eines Briefwahl-
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bezirks auf und übergibt der Wahlvorsteherin oder 
dem Wahlvorsteher oder ihrer Stellvertretung die 
verschlossene Wahlurne, das Wählerverzeichnis mit 
dem Stimmabgabevermerk nach § 63, die eingenom-
menen Wahlscheine und Wahlbenachrichtigungen. 
2Den Empfang hat die entgegennehmende Wahlvor-
steherin oder der entgegennehmende Wahlvorsteher 
oder ihre Stellvertretung zu bestätigen.“

48.	 In § 66 Abs.  5 Satz 1 und 4 wird jeweils das Wort 
„Der“ durch die Wörter „Die Wahlvorsteherin oder 
der“ ersetzt.

49.	 In § 69 Abs. 3 Satz 4 werden die Wörter „des Wahl-
berechtigten“ durch die Wörter „der wahlberechtigten 
Person“ ersetzt.

50.	 § 71 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs.  1 Satz  2 werden die Wörter „auf dem 
Wahlschein in den hierfür eingedruckten Feldern 
ein Stimmabgabevermerk angebracht und dann“ 
gestrichen.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa)	 Nr. 8 wird aufgehoben.

bb)	 Nr. 9 wird Nr. 8 und das Komma am Ende 
wird durch einen Punkt ersetzt.

cc)	 Nr. 10 wird aufgehoben.

51.	 § 72 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs.  1 werden die Wörter „vom Briefwahl-
vorsteher“ durch die Wörter „von der Briefwahl-
vorsteherin oder dem Briefwahlvorsteher“ und 
die Wörter „vom Schriftführer“ durch die Wörter 
„von der Schriftführerin oder dem Schriftführer“ 
ersetzt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Hat der Briefwahlvorstand die Prüfung der 
Wahlbriefe beendet, sucht die Briefwahlvor-
steherin oder der Briefwahlvorsteher oder 
ihre Stellvertretung mit zwei Beisitzern den 
Abstimmungsraum des Stimmbezirks auf, 
der von der Gemeinde bestimmt worden ist, 
und übergibt der Wahlvorsteherin oder dem 
Wahlvorsteher oder ihrer Stellvertretung die 
verschlossene Briefwahlurne und die Mittei-
lung nach Abs. 1.“

bb)	 In Satz 2 werden vor dem Wort „der Wahl-
vorsteher“ die Wörter „die Wahlvorsteherin 
oder“ eingefügt und die Wörter „sein Stell-
vertreter“ durch die Wörter „ihre Stellvertre-
tung“ ersetzt.

52.	 § 75 wird wie folgt geändert:

a)	 Nr. 1 wird aufgehoben.

b)	 Die Nrn. 2 bis 6 werden die Nrn. 1 bis 5.

53.	 § 76 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Abs. 2 wird folgender Abs. 3 eingefügt:

„(3) Will die stimmberechtigte Person häu-
feln, kennzeichnet sie die sich bewerbende oder 
handschriftlich hinzugefügte Person so, dass 
eindeutig ersichtlich ist, ob sie der Person zwei 
oder drei Stimmen geben will.“

b)	 Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und in Satz 1 
werden die Wörter „die sich bewerbenden“ durch 
die Wörter „ein- oder mehrfach aufgeführte sich 
bewerbende“ ersetzt.

c)	 Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5.

d)	 Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6 und in Satz 3 
wird der Punkt am Ende durch die Wörter „ ; da-
bei werden auch mehrfach aufgeführte sich be-
werbende Personen berücksichtigt, solange sie 
eine ihrer Mehrfachaufführung entsprechende 
Stimmenzahl durch Einzelstimmvergabe noch 
nicht erhalten haben.“ ersetzt.

e)	 Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 7.

54.	 Die Überschrift des Abschnitts V wird wie folgt ge-
fasst:

„Abschnitt V 

Stimmvergabe bei der Wahl der  
ersten Bürgermeisterin, des ersten Bürgermeisters,  

der Landrätin und des Landrats“.

55.	 § 78 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 2 werden vor den Wörtern „der Wahllei-
ter“ die Wörter „die Wahlleiterin oder“ eingefügt. 

b)	 In Satz 3 werden vor dem Wort „er“ die Wörter 
„sie oder“ eingefügt, das Wort „Stichwahlteilneh-
mer“ wird durch die Wörter „an der Stichwahl 
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teilnehmenden Personen“ und das Wort „beim“ 
wird durch die Wörter „bei der Wahlleiterin oder 
dem“ ersetzt.

56.	 § 79 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 In Nr.  1 werden vor dem Wort „des“ 
die Wörter „der ersten Bürgermeiste-
rin oder“ eingefügt.

bbb)	 In Nr.  2 werden vor dem Wort „des“ 
die Wörter „der Landrätin oder“ einge-
fügt.

ccc)	 In Nr. 4 werden vor dem Wort „Kreis-
räte“ die Wörter „Kreisrätinnen und“ 
eingefügt. 

bb)	 In Satz 2 wird das Wort „Der“ durch die Wör-
ter „Die Wahlvorsteherin oder der“ ersetzt.

b)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden vor dem Wort „unmittelbar“ 
die Wörter „vorbehaltlich einer Anordnung 
nach Art. 19 Abs. 1 Satz 2 GLKrWG“ einge-
fügt.

bb)	 Folgender Satz 4 wird angefügt:

„4Die Gemeinde kann in diesem Fall be-
stimmen, dass der Wahlvorstand das Ab-
stimmungsergebnis am Tag nach der Wahl 
in einem anderen Raum ermittelt und fest-
stellt.“

c)	 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 2 wird das Wort „Der“ durch die Wör-
ter „Die Wahlvorsteherin oder der“ ersetzt. 

bb)	 In Satz 3 wird das Wort „dem“ durch die Wör-
ter „die Wahlvorsteherin oder der“ und das 
Wort „seiner“ durch das Wort „ihre“ ersetzt. 

57.	 In § 79b Abs. 1 werden die Wörter „rechtzeitig einge-
gangenen“ gestrichen und nach dem Wort „Stimm-
zettelumschläge“ die Wörter „ , der rechtzeitig einge-
gangenen Wahlbriefe,“ eingefügt.

58.	 In der Überschrift des §  80 werden vor dem Wort 
„Wähler“ die Wörter „Wählerinnen und“ eingefügt.

59.	 § 81 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 wird das Wort „Der“ 
jeweils durch die Wörter „Die Wahlvorsteherin 
oder der“ ersetzt.

b)	 In Abs. 4 Satz 1 werden vor dem Wort „des“ die 
Wörter „der Wahlvorsteherin oder“ eingefügt und 
die Wörter „seines Stellvertreters“ durch die Wör-
ter „ihrer Stellvertretung“ ersetzt.

c)	 In Abs. 5 Satz 1 wird das Wort „Der“ durch die 
Wörter „Die Wahlvorsteherin oder der“ ersetzt.

d)	 Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  3 wird das Wort „vom“ durch die 
Wörter „von der Wahlvorsteherin oder dem“ 
ersetzt.

bb)	 In Satz 4 wird das Wort „Der“ durch die Wör-
ter „Die Wahlvorsteherin oder der“ und die 
Wörter „sein Stellvertreter“ durch die Wörter 
„ihre Stellvertretung“ ersetzt. 

e)	 Folgender Abs. 7 wird angefügt:

„(7) Gibt es für die Bürgermeister- oder 
Landratswahl nur einen Wahlvorschlag, kann die 
Wahlleiterin oder der Wahlleiter vorab festlegen, 
dass die Stimmzettel für handschriftlich hinzu-
gefügte Personen, auf die jeweils nicht mehr als 
zehn Stimmen abgegeben worden sind, 

1.	 gesammelt und ohne Namensnennung er-
fasst werden können und

2.	 wenn sie Anlass zu Bedenken geben, als 
gültig zu behandeln sind, sofern sie nicht of-
fensichtlich ungültig sind.“

60.	 § 82 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden vor dem Wort „Kreisräte“ 
die Wörter „Kreisrätinnen und“ eingefügt. 

bb)	 In Satz  2 werden vor dem Wort „dem“ die 
Wörter „der Wahlvorsteherin oder“ eingefügt. 

b)	 In Abs. 3 und Abs. 4 Satz 2 wird das Wort „Der“ 
jeweils durch die Wörter „Die Wahlvorsteherin 
oder der“ ersetzt.

c)	 In Abs. 5 Satz 1 werden vor dem Wort „des“ die 
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Wörter „der Wahlvorsteherin oder“ eingefügt und 
die Wörter „seines Stellvertreters“ durch die Wör-
ter „ihrer Stellvertretung“ ersetzt. 

d)	 In Abs. 6 Satz 3 werden das Wort „Der“ durch die 
Wörter „Die Wahlvorsteherin oder der“ und die 
Wörter „sein Stellvertreter“ durch die Wörter „ihre 
Stellvertretung“ ersetzt.

e)	 Abs. 9 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  3 wird das Wort „vom“ durch die 
Wörter „von der Wahlvorsteherin oder dem“ 
ersetzt.

bb)	 In Satz 5 wird das Wort „Der“ durch die Wör-
ter „Die Wahlvorsteherin oder der“ und die 
Wörter „sein Stellvertreter“ durch die Wörter 
„ihre Stellvertretung“ ersetzt. 

cc)	 Satz 6 wird wie folgt gefasst:

„6Die Zähllisten sind auszudrucken und von 
der Wahlvorsteherin oder dem Wahlvor-
steher und von allen Personen, die mit der 
Stimmenerfassung betraut waren, zu unter-
zeichnen.“

61.	 § 83 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Ungültig ist die Stimmvergabe, wenn der 
Stimmzettel

1.	 nicht amtlich hergestellt oder für einen ande-
ren Wahlkreis gültig ist,

2.	 nicht gekennzeichnet ist oder bei der Brief-
wahl in einem Stimmzettelumschlag für die 
auszuzählende Wahl fehlt,

3.	 ein besonderes Merkmal aufweist, einen Zu-
satz oder Vorbehalt enthält.“ 

b)	 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) 1Sind bei der Briefwahl mehrere gleichar-
tige Stimmzettel in einem Stimmzettelumschlag 
enthalten, gelten sie als ein Stimmzettel, wenn 
sie gleich lauten oder nur einer von ihnen ge-
kennzeichnet ist. 2Wenn sie verschieden ge-
kennzeichnet sind, zählen sie als ein Stimmzettel 
mit einer ungültigen Stimme.“

62.	 § 84 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 84

Ungültigkeit der Stimmvergabe für die  
Bürgermeister- und Landratswahl“.

b)	 Im Wortlaut werden vor den Wörtern „des ersten“ 
die Wörter „der ersten Bürgermeisterin oder“ und 
vor den Wörtern „des Landrats“ die Wörter „der 
Landrätin oder“ eingefügt.

63.	 In § 85 Satzteil vor Nr. 1 werden vor dem Wort „Kreis-
räte“ die Wörter „Kreisrätinnen und“ eingefügt.

64.	 § 86 wird wie folgt geändert:

a)	 Im Satzteil vor Nr. 1 werden vor dem Wort „Kreis-
räte“ die Wörter „Kreisrätinnen und“ eingefügt.

b)	 Nr. 1 wird aufgehoben.

c)	 Nr. 2 wird Nr. 1.

d)	 Nr. 3 wird Nr. 2 und wie folgt gefasst:

„2.	 soweit eine sich bewerbende Person mehr 
als dreimal auf dem Stimmzettel benannt 
wurde oder mehr als drei Stimmen erhalten 
hat, hinsichtlich der weiteren Stimmen für 
diese Person; Nr. 1 bleibt unberührt.“

65.	 § 87 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift werden die Wörter „durch den 
Wahlvorstand“ gestrichen.

b)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In dem Satzteil vor Nr. 1 werden nach dem 
Wort „Wahlvorstand“ die Wörter „und der 
Briefwahlvorstand“ eingefügt.

bb)	 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1.	 für die Wahl der ersten Bürgermeiste-
rin oder des ersten Bürgermeisters und 
der Landrätin oder des Landrats

a)	 die Zahl der für die einzelnen 
Personen abgegebenen gültigen 
Stimmen,

b)	 im Falle des § 81 Abs. 7 die Zahl der 
für mehrere Personen gesammelt 
erfassten abgegebenen gültigen 
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Stimmen, 

c)	 die Zahl der insgesamt abgegebe-
nen gültigen Stimmen,“.

c)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „der Wahlvorste-
her“ durch die Wörter „die Wahlvorsteherin 
oder der Wahlvorsteher, die Briefwahlvorste-
herin oder der Briefwahlvorsteher“ ersetzt.

bb)	 In Satz  3 werden vor dem Wort „der“ die 
Wörter „die Wahlleiterin oder“ eingefügt. 

66.	 § 88 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 werden vor den Wörtern „des ersten“ 
die Wörter „der ersten Bürgermeisterin oder“ und 
vor den Wörtern „des Landrats“ die Wörter „der 
Landrätin oder“ eingefügt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr. 1 werden vor dem Wort „des“ die Wör-
ter „der ersten Bürgermeisterin oder“ ein-
gefügt und die Angabe „10000“ wird durch 
die Wörter „10  000 Einwohnerinnen und“ 
ersetzt.

bb)	 In Nr. 2 werden vor den Wörtern „des Land-
rats“ die Wörter „der Landrätin oder“ und vor 
dem Wort „den“ die Wörter „die Wahlleiterin 
oder“ eingefügt.

c)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr. 1 werden vor den Wörtern „des Land-
rats“ die Wörter „der Landrätin oder“ einge-
fügt. 

bb)	 In Nr.  2 werden vor dem Wort „ersten“ die 
Wörter „ersten Bürgermeisterinnen und“ ein-
gefügt. 

d)	 In Abs. 4 werden vor den Wörtern „des Oberbür-
germeisters“ die Wörter „der Oberbürgermeiste-
rin oder“ eingefügt.

67.	 § 89 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 Satzteil vor Nr. 1 werden das Wort 
„Der“ durch die Wörter „Die Wahlvorsteherin 
oder der“ ersetzt und vor dem Wort „dem“ 

die Wörter „der Wahlleiterin oder“ eingefügt. 

bb)	 In Satz  2 werden vor den Wörtern „der 
übergebende“ die Wörter „die übergebende 
Wahlvorsteherin oder“ eingefügt.  

cc)	 In Satz 3 Satzteil vor Nr. 1 werden vor den 
Wörtern „der Wahlvorsteher“ die Wörter „die 
Wahlvorsteherin oder“ eingefügt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 Satzteil vor Nr.  1 wird das Wort 
„Der“ durch die Wörter „Die Briefwahlvor-
steherin oder der“ ersetzt und vor dem Wort 
„dem“ werden die Wörter „der Wahlleiterin 
oder“ eingefügt.

bb)	 In Satz 3 werden vor den Wörtern „der Brief-
wahlvorsteher“ die Wörter „die Briefwahl-
vorsteherin oder“ eingefügt und die Angabe 
„Nrn.“ wird durch die Angabe „Nr.“ ersetzt.

c)	 In Abs. 4 wird das Wort „Sätze“ durch das Wort 
„Satz“ ersetzt und vor dem Wort „dem“ werden 
die Wörter „der Wahlleiterin oder“ eingefügt. 

68.	 § 90 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden das Wort „Der“ durch die 
Wörter „Die Wahlleiterin oder der“ ersetzt 
und vor dem Wort „ihm“ werden die Wörter 
„ihr oder“ eingefügt.

bb)	 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa)	 Nr. 1 wird wie folgt geändert:

aaaa)	 Im Satzteil vor Buchst. a wird 
das Wort „vom“ durch die 
Wörter „von der Wahlleiterin 
oder dem“ ersetzt.

bbbb)	 In Buchst. a werden vor dem 
Wort „des“ die Wörter „der 
ersten Bürgermeisterin oder“ 
eingefügt.

bbb)	 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aaaa)	 Im Satzteil vor Buchst. a wird 
das Wort „vom“ durch die 
Wörter „von der Wahlleiterin 
oder dem“ ersetzt.
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bbbb)	 In Buchst. a werden vor dem 
Wort „des“ die Wörter „der 
Landrätin oder“ eingefügt.

b)	 In Abs. 2 Satzteil vor Nr. 1 wird das Wort „Der“ 
durch die Wörter „Die Wahlleiterin oder der“ er-
setzt.

c)	 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) 1Für die Wahl der ersten Bürgermeis-
terin, des ersten Bürgermeisters, der Landrätin 
oder des Landrats ermittelt die Wahlleiterin oder 
der Wahlleiter außerdem,

1.	 ob die Person mit der höchsten Stimmenzahl 
mehr als die Hälfte der abgegebenen gülti-
gen Stimmen erhalten hat und, wenn dies 
der Fall ist, welche Person damit zur ersten 
Bürgermeisterin, zum ersten Bürgermeister, 
zur Landrätin oder zum Landrat gewählt ist,

2.	 falls keine Person mehr als die Hälfte der ab-
gegebenen gültigen Stimmen erhalten hat, 
die Personen, zwischen denen eine Stich-
wahl stattzufinden hat. 

2Hängt die Durchführung der Stichwahl von der 
Gesamtzahl der nach § 81 Abs. 7 als gültig be-
handelten Stimmzettel ab, hat die Wahlleiterin 
oder der Wahlleiter anzuordnen, dass die Wahl-
vorstände und die Briefwahlvorstände diese 
Stimmzettel einzeln auswerten.“

d)	 In Abs. 4 Satzteil vor Nr. 1 werden vor den Wör-
tern „der Wahlleiter“ die Wörter „die Wahlleiterin 
oder“ eingefügt.

e)	 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden vor dem Wort „der Wahl-
leiter“ die Wörter „die Wahlleiterin oder“ und 
nach dem Wort „bereitet“ die Wörter „sie 
oder“ eingefügt.

bb)	 In Satz 2 werden vor dem Wort „der Wahl-
leiter“ die Wörter „die Wahlleiterin oder“ ein-
gefügt.

f)	 Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Der“ durch die Wör-
ter „Die Wahlleiterin oder der“ ersetzt.

bb)	 In Satz 2 wird das Wort „Er“ durch die Wörter 
„Sie oder er“ ersetzt und vor dem Wort „er“ 

werden jeweils die Wörter „sie oder“ einge-
fügt.

69.	 § 92 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satzteil vor Nr. 1 wird das Wort „Der“ 
durch die Wörter „Die Wahlleiterin oder der“ er-
setzt.

b)	 In Abs. 2 wird das Wort „seiner“ durch das Wort 
„der“ ersetzt und vor den Wörtern „der Wahllei-
ter“ werden die Wörter „die Wahlleiterin oder“ 
eingefügt.

c)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Abs. 3 Satz 1 werden vor dem Wort „der“ 
die Wörter „die Wahlleiterin oder“ eingefügt.

bb)	 Folgender Satz 3 wird angefügt:

„3Die Anschrift wird nicht in die Bekanntma-
chung aufgenommen.“

70.	 § 94 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 werden vor den Wörtern 
„des ersten“ die Wörter „der ersten Bürgermeis-
terin,“ eingefügt, nach dem Wort „Bürgermeis-
ters“ die Wörter „  ,  der Landrätin“ und vor den 
Wörtern „der erste“ werden die Wörter „die erste 
Bürgermeisterin oder“ eingefügt.

b)	 In Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 werden vor dem Wort 
„ersten“ die Wörter „ersten Bürgermeisterinnen 
und“ eingefügt und die Wörter „und der“ werden 
durch die Wörter „sowie der Landrätinnen und“ 
ersetzt.

71.	 § 95 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „eines nicht“ 
durch die Wörter „einer nicht“ und das Wort „Ge-
wählten“ durch die Wörter „gewählten Person“ 
ersetzt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 werden vor dem Wort „zum“ die 
Wörter „zur ersten Bürgermeisterin oder“ 
und vor dem Wort „erster“ die Wörter „erste 
Bürgermeisterin oder als“ eingefügt.

bb)	 In Satz 2 werden vor dem Wort „einen“ die 
Wörter „eine zur Landrätin gewählte Kreis-
rätin oder“ eingefügt.
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c)	 In Abs. 3 werden vor dem Wort „des“ die Wörter 
„der Wahlleiterin oder“ eingefügt und die Wörter 
„der erste Bürgermeister“ werden durch die Wör-
ter „die erste Bürgermeisterin, der erste Bürger-
meister, die Landrätin“ ersetzt.

72.	 In § 96 Abs. 3 werden vor dem Wort „beschränkt“ die 
Wörter „oder einzelne Briefwahlvorstände“ eingefügt.

73.	 In § 98 Nr. 1 und 2 werden jeweils vor den Wörtern 
„des Wahlleiters“ die Wörter „der Wahlleiterin oder“ 
eingefügt. 

74.	 In §  101 Satz  3 werden die Wörter „Bezeichnung 
Gemeinde“ durch die Wörter „Bezeichnungen Ge-
meinde und erste Bürgermeisterin oder erster Bür-
germeister“ ersetzt.

75.	 § 103 wird wie folgt gefasst:

„§ 103

Übergangsregelung

Für Wahlen, die vor den allgemeinen Gemein-
de- und Landkreiswahlen 2026 stattfinden, sind § 15 
Abs. 1, § 24 Abs. 1, § 34 Abs. 1, § 45 Abs. 1, §§ 46, 
75, 76 und 86 Nr. 3 in der bis zum Ablauf des 31. Ok-
tober 2024 geltenden Fassung anzuwenden.“

76.	 Die Anlagen 1 bis 18 erhalten die aus dem Anhang zu 
dieser Verordnung ersichtliche Fassung.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. November 2024 in Kraft.

München, den 1. Oktober 2024

Bayerisches Staatsministerium  
des Innern, für Sport und Integration

Joachim H e r r m a n n , Staatsminister
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Anhang (zu § 1 Nr. 76) 
Anlage 1 (zu § 17 GLKrWO)
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Anlage 2 (zu § 24 GLKrWO)
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Anlage 3 (zu §§ 30 bis 32 GLKrWO)
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Anlage 4 (zu §§ 30 bis 32 GLKrWO)



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 20/2024516

Anlage 5 (zu §§ 30 bis 32 GLKrWO)
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Anlage 6 (zu §§ 30 bis 32 GLKrWO)
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Anlage 7 (zu §§ 30 bis 32 GLKrWO)
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Anlage 8 (zu §§ 30 bis 32 GLKrWO)
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Anlage 9 (zu §§ 30 bis 32 GLKrWO)
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Anlage 10 (zu § 34 GLKrWO)



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 20/2024522



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 20/2024 523



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 20/2024524



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 20/2024 525

Anlage 11 (zu § 37 GLKrWO)
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Anlage 12 (zu § 45 GLKrWO)
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Anlage 13 (zu § 45 GLKrWO)
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Anlage 14 Teil 1 (zu § 51 GLKrWO)
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Anlage 14 Teil 2 (zu § 51 GLKrWO)
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Anlage 15 (zu § 51 GLKrWO)
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Anlage 16 (zu § 53 GLKrWO)
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Anlage 17 Teil 1 (zu § 92 GLKrWO)
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Anlage 17 Teil 2 (zu § 92 GLKrWO)
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Anlage 18 (zu §§ 78 und 92 GLKrWO)
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2132-1-24-B

Verordnung  
zur Änderung der  

Digitalen Bauantragsverordnung

vom 4. Oktober 2024

Auf Grund 

–– des Art.  80a Satz  1 der Bayerischen Bauordnung 
(BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. August 2007 (GVBl. S.  588, BayRS 2132-1-B), 
die zuletzt durch § 5 des Gesetzes vom 23. Juli 2024 
(GVBl. S.  257) geändert worden ist, in Verbindung 
mit § 2 Nr. 5 der Delegationsverordnung (DelV) vom 
28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), die 
zuletzt durch Verordnung vom 3.  September 2024 
(GVBl. S. 418) und durch § 2 der Verordnung vom 
3. September 2024 (GVBl. S. 419) geändert worden 
ist, und

–– des Art.  7 Abs.  3 Satz  1 des Bayerischen Abgra-
bungsgesetzes (BayAbgrG) vom 27. Dezember 1999 
(GVBl. S.  532, 535, BayRS 2132-2-B), das zuletzt 
durch §  2 des Gesetzes vom 23.  Dezember 2020 
(GVBl. S.  663) geändert worden ist, in Verbindung 
mit § 2 Nr. 6 der Delegationsverordnung (DelV) vom 
28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), die zu- 
letzt durch Verordnung vom 3. September 2024 (GVBl. 
S. 418) und durch § 2 der Verordnung vom 3. Sep
tember 2024 (GVBl. S. 419) geändert worden ist,

verordnet das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, 
Bau und Verkehr:

§ 1

§  1 der Digitalen Bauantragsverordnung (DBauV) 
vom 2. Februar 2021 (GVBl. S. 26, BayRS 2132-1-24-B), 
die zuletzt durch Verordnung vom 30. August 2024 (GVBl. 
S. 461) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Nr. 3 wird folgende Nr. 4 eingefügt:

„4.	 Stadt Bayreuth,“.

b)	 Die bisherigen Nrn. 4 bis 12 werden die Nrn. 5 
bis 13.

c)	 Nach Nr. 13 wird folgende Nr. 14 eingefügt:

„14.	 Stadt Rosenheim,“.

d)	 Die bisherigen Nrn. 13 bis 17 werden die Nrn. 15 
bis 19.

2.	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Vor Nr. 1 wird folgende Nr. 1 eingefügt:

„1.	 Gemeinde Vaterstetten,“.

b)	 Die bisherigen Nrn. 1 bis 16 werden die Nrn. 2 
bis 17.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1.  November 2024 in 
Kraft.

München, den 4. Oktober 2024

Bayerisches Staatsministerium  
für Wohnen, Bau und Verkehr

Christian B e r n r e i t e r , Staatsminister
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2038-3-1-6-F

Verordnung  
zur Änderung der  

Fachverordnung Verwaltungsinformatik

vom 10. Oktober 2024

Auf Grund des Art.  22 Abs.  7 Satz  4, des Art.  38 
Abs. 2 und des Art. 67 Satz 1 Nr. 1 bis 4 des Leistungs-
laufbahngesetzes (LlbG) vom 5.  August 2010 (GVBl. 
S. 410, 571, BayRS 2030-1-4-F), das zuletzt durch § 1 
des Gesetzes vom 21. Juni 2024 (GVBl. S. 151) geändert 
worden ist, verordnen die Bayerischen Staatsministerien 
des Innern, für Sport und Integration, für Wohnen, Bau 
und Verkehr, der Justiz, für Unterricht und Kultus, für Wis-
senschaft und Kunst, der Finanzen und für Heimat, für 
Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, für Umwelt 
und Verbraucherschutz, für Ernährung, Landwirtschaft, 
Forsten und Tourismus, für Familie, Arbeit und Soziales, 
für Gesundheit, Pflege und Prävention und für Digitales 
mit Zustimmung des Bayerischen Landespersonalaus-
schusses:

§ 1

Die Fachverordnung Verwaltungsinformatik (FachV-VI) 
vom 24. April 2012 (GVBl. S. 159, BayRS 2038-3-1-6-F), 
die zuletzt durch Verordnung vom 29. August 2022 (GVBl. 
S. 589) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 Dem § 2 Abs. 1 wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Bei entsprechender fachlicher Bewährung kann auf 
die anschließende Tätigkeit gemäß Satz 3 ganz oder 
teilweise verzichtet werden.“

2.	 Dem Teil  2 Abschnitt  1 wird folgender Abschnitt  1 
vorangestellt:

‚Abschnitt 1

Einstellungsprüfung

§ 3

Einstellungsprüfung

(1) Die Einstellungsprüfung findet in der Regel 
einmal pro Einstellungsjahrgang statt.

(2) 1Zur Einstellungsprüfung wird zugelassen, 
wer die in Art. 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 LlbG und Art. 16 

Abs. 1 des HföD-Gesetzes genannten Vorbildungs-
voraussetzungen erfüllt. 2Soweit die erforderlichen 
Vorbildungsvoraussetzungen noch nicht vorliegen, 
müssen sie bis zum Zeitpunkt der Einstellung erwor-
ben worden sein. 3Bewerberinnen und Bewerber, 
die den Nachweis über den geforderten Bildungsab-
schluss noch nicht führen können, nehmen an der 
Einstellungsprüfung unter dem Vorbehalt teil, dass 
die entsprechenden Vorbildungsnachweise bis zu 
dem für die Einstellung maßgebenden Zeitpunkt bei 
der Einstellungsbehörde vorliegen.

(3) Im Rahmen der Einstellungsprüfung haben 
die Bewerberinnen und Bewerber einen IT-Test (§ 4) 
abzulegen und die schulischen Leistungen in den in 
§ 5 bestimmten Fächern nachzuweisen, die im Rah-
men der in Abs. 2 geforderten Vorbildungsvorausset-
zungen erzielt wurden.

(4) 1Die Gesamtnote der Einstellungsprüfung 
setzt sich zu gleichen Teilen aus der Note des IT-Tests  
nach § 4 Abs.  5 und der Durchschnittsnote gemäß 
§ 5 Abs. 1 Satz 3 zusammen. 2Die Gesamtnote wird 
durch die Ernennungsbehörde auf zwei Dezimalstel-
len errechnet und festgesetzt. 3Anschließend gibt die 
Ernennungsbehörde das Prüfungsergebnis an die 
Prüfungsteilnehmerin oder den Prüfungsteilnehmer 
bekannt.

(5) Die Einstellungsprüfung ist nicht erfolgreich 
abgeschlossen, wenn die Bewerberin oder der Be-
werber nicht an dem IT-Test teilnimmt, der Nachweis 
der einzubeziehenden Schulnoten nicht fristgerecht 
erbracht wird oder die errechnete Gesamtnote 
schlechter als „4,00“ ist.

(6) 1Die Bewerberinnen und Bewerber können 
an der Einstellungsprüfung wiederholt teilnehmen, 
soweit sie die jeweiligen Zulassungsvoraussetzun-
gen erfüllen. 2Die Einstellungsprüfung hat nur für das 
Einstellungsjahr Geltung, für das sie durchgeführt 
wurde.

§ 4

IT-Test
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(1) 1Das für die Durchführung des IT-Tests zu-
ständige Prüfungsamt kann für den IT-Test für jeden 
Einstellungsjahrgang mit Zustimmung des Prüfungs-
ausschusses mehrere gleichwertige Termine anbie-
ten. 2Der IT-Test darf nur einmal pro Einstellungsjahr 
absolviert werden. 3Das Prüfungsamt kann sich im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finan-
zen und für Heimat zur Durchführung des IT-Tests 
einer anderen Stelle oder sonstiger Dritter bedienen. 
4In diesem Fall kann das Prüfungsamt festlegen, 
dass § 62 der Allgemeinen Prüfungsordnung (APO) 
keine Anwendung findet. 5Die Ernennungsbehörden 
haben ihre Bewerberinnen und Bewerber beim Prü-
fungsamt zum IT-Test anzumelden.

(2) 1Die Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungs
teilnehmer haben im Rahmen des IT-Tests nachzu-
weisen, dass sie über Sprachfertigkeit in deutscher 
und englischer Sprache, logisches und analytisches 
Denkvermögen sowie Mathematik-Kenntnisse verfü-
gen und konzentrationsfähig sind. 2Zudem werden 
Kenntnisse in den Bereichen IT und Sozialkunde ab-
geprüft. 3Die Prüfungszeit beträgt mindestens zwei 
und maximal drei Stunden. 4Die konkrete Dauer wird 
durch den Prüfungsausschuss festgelegt.

(3) 1Das Prüfungsamt gibt den Prüfungsteilneh-
merinnen und Prüfungsteilnehmern im Auftrag des 
Prüfungsausschusses das Ergebnis des IT-Tests be-
kannt. 2Vor Bekanntgabe des endgültigen Testergeb-
nisses wird den Prüfungsteilnehmerinnen und Prü-
fungsteilnehmern das Ergebnis formlos mitgeteilt. 3Das 
Testergebnis ist durch die Prüfungsteilnehmerinnen 
und Prüfungsteilnehmer in eigener Verantwortung 
fristgerecht an die Ernennungsbehörden weiterzuge-
ben. 4Soweit die prüfungsrechtliche Bewertung nach 
§ 21 Abs. 1 Satz 1 APO auf den Zeitpunkt der Aufga-
benerstellung vorverlagert ist, insbesondere soweit 
das Antwort-Wahl-Verfahren zur Anwendung kommt, 
erfolgt eine automatisierte Auswertung, die nur auf 
Antrag einer Prüfungsteilnehmerin oder eines Prü-
fungsteilnehmers durch eine weitere Prüferin oder 
einen weiteren Prüfer, welche oder welcher nicht an 
der Aufgabenerstellung beteiligt war, überprüft wird.

(4) 1Sind Bewerberinnen oder Bewerber an dem 
Termin, zu dem sie angemeldet waren, aus Gründen, 
die sie nicht zu vertreten haben, verhindert, besteht 
kein Anspruch auf Nachholung. 2Steht ein weiterer 
regulärer IT-Testtermin für den entsprechenden Ein-
stellungsjahrgang zur Verfügung, soll in diesen Fäl-
len eine erneute Anmeldung durch die Ernennungs-
behörde erfolgen.

(5) 1Die Note des IT-Tests ist auf eine Dezimal-
stelle zu errechnen. 2Die zweite Dezimalstelle bleibt 

unberücksichtigt.

§ 5

Schulnoten

(1) 1Im Rahmen der Einstellungsprüfung wer-
den als schulische Leistungen die Noten der Fächer 
Deutsch und Mathematik sowie die Note einer von 
der Bewerberin oder dem Bewerber zu wählenden 
Fremdsprache berücksichtigt. 2Soweit in den Zeug-
nissen für diese Fächer Punktzahlen ausgewiesen 
sind, sind sie in ganze Noten umzurechnen. 3Aus der 
Note in der von der Bewerberin oder dem Bewerber 
frei wählbaren Fremdsprache, der zweifach zu zäh-
lenden Note im Fach Deutsch sowie der dreifach zu 
zählenden Note im Fach Mathematik ist durch die 
Ernennungsbehörden eine auf eine Dezimalstelle zu 
errechnende Durchschnittsnote zu bilden, die zweite 
Dezimalstelle bleibt unberücksichtigt.

(2) §  18 Abs.  2 und 3 Satz  1 der Auswahlver-
fahrensordnung (AVfV) gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, dass im Fall des § 18 Abs. 2 Satz 3 AVfV 
die Zeugnisse zugrunde gelegt werden, die zum Zeit-
punkt der ersten IT-Testdurchführung für das jeweili-
ge Einstellungsjahr vorliegen.

(3) Die in die Einstellungsprüfung einzubezie-
henden Schulnoten sind der Ernennungsbehörde bis 
zu einem von dieser festzusetzenden Termin durch 
die Bewerberinnen und Bewerber vorzulegen.‘

3.	 Der bisherige Abschnitt 1 wird Abschnitt 2 und die 
Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Abschnitt 2

Allgemeine Bestimmungen“.

4.	 Die bisherigen §§ 3 und 4 werden die §§ 6 und 7.

5.	 Der bisherige § 5 wird § 8 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 2 Nr. 2 Satz 1 werden die Wörter „Fach-
hochschulstudiengang Informatik“ durch die Wör-
ter „Studiengang Verwaltungsinformatik“ ersetzt.

b)	 In Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „§ 14“ durch die 
Angabe „§ 17“ ersetzt.

6.	 Der bisherige § 6 wird § 9 und in Abs. 1 Satz 3 wird 
die Angabe „§ 14“ durch die Angabe „§ 17“ ersetzt.

7.	 Der bisherige § 7 wird § 10 und in Abs. 2 Satz 1 sowie 
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Abs. 3 Satz 1 wird jeweils die Angabe „§ 5“ durch die 
Angabe „§ 8“ ersetzt.

8.	 Der bisherige § 8 wird § 11 und wie folgt geändert:

a)	 Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Die Studierenden haben für die Dauer 
des berufspraktischen Studiums laufend einen 
Beschäftigungsnachweis zu führen. 2Darin ha-
ben sie zu vermerken, mit welchen Arbeiten sie 
in den einzelnen Ausbildungsbereichen beschäf-
tigt wurden. 3Der Beschäftigungsnachweis ist der 
Ausbildungsleiterin oder dem Ausbildungsleiter 
monatlich sowie beim Wechsel des Ausbildungs-
bereichs vorzulegen und von dieser oder diesem 
abzuzeichnen.“

b)	 Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.

9.	 Der bisherige § 9 wird § 12.

10.	 Der bisherige § 10 wird § 13 und in Abs. 2 Satz 3 wird 
die Angabe „§ 11“ durch die Angabe „§ 14“ ersetzt.

11.	 Der bisherige § 11 wird § 14.

12.	 Der bisherige Abschnitt 2 wird Abschnitt 3.

13.	 Der bisherige § 12 wird § 15 und wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 Nr. 1 Satzteil vor Buchst. a, Nr. 2 
Satzteil vor Buchst.  a, Nr.  3 Satzteil vor 
Buchst.  a und Nr.  4 Satzteil vor Buchst.  a 
und Satz  2 wird jeweils die Angabe „§  5“ 
durch die Angabe „§ 8“ ersetzt.

bb)	 In Satz 4 werden die Angabe „§ 5“ durch die 
Angabe „§ 8“ und der Punkt am Ende durch 
die Wörter „ , welches als Grundlage für die 
nach Abs. 4 zu erbringende Hausarbeit die-
nen soll.“ ersetzt.

b)	 In Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe „§ 5“ durch die 
Angabe „§ 8“ ersetzt. 

14.	 Der bisherige Abschnitt 3 wird Abschnitt 4.

15.	 Der bisherige § 13 wird § 16 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs.  1 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ ge-
strichen.

b)	 Abs. 2 wird aufgehoben.

16.	 Der bisherige § 14 wird § 17 und wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 17

Ausbildungsbehörden,  
Ausbildungsleiterinnen und -leiter,  

Ausbilderinnen und Ausbilder“.

b)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 wird die Angabe „§  6“ durch die 
Angabe „§ 9“ ersetzt.

bb)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Dabei kann die Ausbildungsleitstelle be-
stimmen, dass die Studierenden bei einer 
Ausbildungsbehörde im Bereich einer ande-
ren obersten Dienstbehörde mit deren Ein-
vernehmen ausgebildet werden.“

cc)	 Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

c)	 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) 1Die Ausbildungsleiterin oder der Ausbil-
dungsleiter betreut die Studierenden während des 
berufspraktischen Studiums bei der Ausbildungs-
behörde. 2Sie oder er stellt den Ausbildungsplan 
auf, der die jeweiligen Ausbildungsbereiche, de-
nen die einzelnen Studierenden zugewiesen wer-
den, mit Zeiträumen und Ausbilderinnen sowie 
Ausbildern festlegt. 3Dabei sind die Grundlagen 
von mindestens vier der in der Anlage genannten 
Ausbildungsbereiche zu vermitteln und aus jeder 
Kategorie mindestens ein Ausbildungsbereich zu 
wählen. 4Die Ausbildungsleiterin oder der Ausbil-
dungsleiter lenkt und überwacht die Ausbildung 
nach Maßgabe des Ausbildungsplans und hat 
sich ständig über den Fortgang der Ausbildung 
zu unterrichten und eine sorgfältige Ausbildung 
entsprechend den Vorgaben des Ausbildungs-
rahmenplans sicherzustellen.“

17.	 Der bisherige § 15 wird § 18 und wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift werden vor dem Wort „Praxis-
beurteilung“ die Wörter „Leistungsberichte und“ 
eingefügt.

b)	 Dem Abs. 1 wird folgender Abs. 1 vorangestellt:

„(1) 1Die Ausbilderinnen und Ausbilder erstel-
len nach Ende der Ausbildung in ihrem jeweiligen 
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Ausbildungsbereich für die Ausbildungsleiterin 
oder den Ausbildungsleiter einen Bericht über die 
Eignung, die Fähigkeiten, die praktischen Leis-
tungen, den Fleiß, die Führung und den Stand 
der Ausbildung der Studierenden. 2Dieser Leis-
tungsbericht ist den betroffenen Studierenden 
zu eröffnen und mit ihnen zu erörtern. 3Die Stu-
dierenden können hierzu eine schriftliche Stel-
lungnahme verfassen. 4Die Ausbildungsleiterin 
oder der Ausbildungsleiter übermittelt der Aus-
bildungsleitstelle die Leistungsberichte, gege-
benenfalls einschließlich Stellungnahmen nach 
Satz 3, bei jedem Wechsel der Ausbildungsbe-
hörde und am Ende der Ausbildungsabschnitte 
des berufspraktischen Studiums.“

c)	 Der bisherige Abs.  1 wird Abs.  2 und wie folgt 
gefasst:

‚(2) 1Auf Grundlage dieser Leistungsberichte 
erstellt die Ausbildungsleitstelle vor Beginn des 
zweiten Semesters des Hauptstudiums an der 
Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hof 
eine zusammenfassende Praxisbeurteilung in 
der festgestellt wird, ob das Ziel des berufsprak-
tischen Studiums erreicht wurde. 2Das Ziel des 
berufspraktischen Studiums ist nicht erreicht, 
wenn in der Praxisbeurteilung eine schlechtere 
Bewertung als mit der Note „ausreichend“ erfolgt. 
3Die Ausbildungsleitstelle kann von der Ausbil-
dungsleiterin oder dem Ausbildungsleiter weite-
re Leistungsberichte anfordern, ihr oder ihm die 
Zusammenfassung mehrerer Leistungsberichte 
anordnen sowie ihr oder ihm die Erstellung und 
Erörterung der Praxisbeurteilung übertragen. 
4Die Praxisbeurteilung ist in einer Note und ei-
ner Punktzahl nach § 27 Abs. 1 auszudrücken. 
5Die Praxisbeurteilung ist den Studierenden zu 
eröffnen und mit ihnen zu erörtern. 6Die Praxis-
beurteilung ist nach Eröffnung dem zuständigen 
Prüfungsamt beim Fachbereich Allgemeine In-
nere Verwaltung der Hochschule für den öffent-
lichen Dienst in Bayern zur Notenerfassung zu 
übermitteln.‘

d)	 Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3 und die Angabe 
„Abs. 1“ wird durch die Angabe „Abs. 2“ ersetzt.

18.	 Der bisherige § 16 wird § 19.

19.	 Der bisherige § 17 wird § 20 und wie folgt geändert:

a)	 Nach Abs. 3 werden die folgenden Abs. 4 und 5 
eingefügt:

„(4) 1Der Prüfungsausschuss ist beschluss-

fähig, wenn alle Mitglieder geladen und mindes-
tens das vorsitzende Mitglied sowie zwei weitere 
Mitglieder anwesend sind. 2Beschlüsse können 
auch im schriftlichen Umlaufverfahren gefasst 
werden, wenn kein Mitglied widerspricht.

(5) 1Der Prüfungsausschuss entscheidet 
mit Stimmenmehrheit. 2Bei Stimmgleichheit ent-
scheidet die Stimme des vorsitzenden Mitglieds.“

b)	 Der bisherige Abs.  4 wird Abs.  6 und wie folgt 
geändert:

aa)	 In Satz 1 werden jeweils die Angabe „§ 22“ 
durch die Angabe „§ 25“ und die Wörter „der 
Allgemeinen Prüfungsordnung (APO)“ durch 
die Angabe „APO“ ersetzt.

bb)	 In Satz 3 wird die Angabe „§ 12“ durch die 
Angabe „§ 15“ ersetzt.

20.	 Der bisherige § 18 wird § 21 und wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift werden vor dem Wort „Prüfer“ 
die Wörter „Prüferinnen und“ eingefügt.

b)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Die Prüferinnen und Prüfer bewerten die schrift-
lichen Arbeiten sowie die projektbezogenen Stu-
dienarbeiten, wirken bei der Abnahme der münd-
lichen Prüfung mit und überprüfen auf Antrag die 
automatisierte Auswertung des IT-Tests.“

21.	 Der bisherige § 19 wird § 22.

22.	 Der bisherige § 20 wird § 23 und in Satz 3 wird je-
weils die Angabe „§  22“ durch die Angabe „§  25“ 
ersetzt.

23.	 Der bisherige § 21 wird § 24 und folgender Abs.  5 
wird angefügt:

„(5) Zum zweiten Teil der Qualifikationsprüfung 
ist zugelassen, wer das Ziel des berufspraktischen 
Studiums erreicht hat.“

24.	 Der bisherige § 22 wird § 25 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2, Satz 2 Nr. 1 bis 3, 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 und Satz 2 Nr. 1 und 2 
wird jeweils die Angabe „§ 12“ durch die Angabe 
„§ 15“ ersetzt.

b)	 In Abs. 4 Satz 3 werden nach dem Wort „zwei“ 
die Wörter „Prüferinnen oder“ eingefügt.
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25.	 Der bisherige § 23 wird § 26 und Abs. 1 wird wie folgt 
geändert:

a)	 In Satz 1 wird jeweils die Angabe „§ 5“ durch die 
Angabe „§ 8“ ersetzt.

b)	 In Satz 2 wird jeweils die Angabe „§ 12“ durch die 
Angabe „§ 15“ ersetzt.

26.	 Der bisherige § 24 wird § 27.

27.	 Der bisherige § 25 wird § 28 und wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr. 1 Buchst. a und Nr. 2 Buchst. a wird 
jeweils die Angabe „§ 22“ durch die Angabe 
„§ 25“ ersetzt.

bb)	 In Nr. 3 wird die Angabe „§ 15“ durch die An-
gabe „§ 18 Abs. 2“ ersetzt.

b)	 In Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 2 wird jeweils die An-
gabe „§ 22“ durch die Angabe „§ 25“ ersetzt.

c)	 Abs. 5 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Buchst. a wird die Angabe „§ 22“ durch die 
Angabe „§ 25“ ersetzt.

bb)	 In Buchst. b werden die Angabe „§ 22“ durch 
die Angabe „§ 25“ und das Wort „Prüfungs-
arbeiten“ durch das Wort „Prüfungsleistun-
gen“ ersetzt.

28.	 Der bisherige § 26 wird § 29 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 27“ durch die 
Angabe „§ 30“ ersetzt.

b)	 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) 1Vor der Bekanntgabe des endgülti-
gen Prüfungsergebnisses der Zwischenprüfung 
sowie der Qualifikationsprüfung wird den Prü-
fungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmern 
das Ergebnis des ersten Teils der Zwischenprü-
fung sowie des ersten Teils der Qualifikations-
prüfung formlos mitgeteilt. 2Für die Ergebnisse 
der Teilleistungen des ersten Teils der Zwischen-
prüfung und des ersten Teils der Qualifikations-
prüfung gilt Satz 1 entsprechend.“

c)	 Abs. 4 wird aufgehoben.

d)	 Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4 und die Wörter  

„den Staatsministerien der Finanzen und für Hei-
mat und des Innern, für Sport und für Integra-
tion und der Geschäftsstelle des Landesperso-
nalausschusses“ werden durch die Wörter „dem 
Prüfungsausschuss“ ersetzt und vor dem Wort 
„Auflistung“ wird jeweils das Wort „anonymisierte“ 
eingefügt.

29.	 Der bisherige § 27 wird § 30 und in Abs. 1 Satz 1, 3 
und 5, Abs. 2 Satz 2 und Satz 6 wird jeweils die An
gabe „§ 25“ durch die Angabe „§ 28“ ersetzt.

30.	 Der bisherige § 28 wird § 31.

31.	 Der bisherige § 29 wird § 32 und Abs. 1 wird wie folgt 
geändert:

a)	 In Satz 1 wird die Angabe „§ 17“ durch die Angabe 
„§ 20“ ersetzt.

b)	 In Satz 2 wird die Angabe „§ 20“ durch die Angabe 
„§ 23“ ersetzt.

32.	 Der bisherige § 30 wird § 33.

33.	 Der bisherige § 31 wird § 34 und Abs. 2 wird wie folgt 
gefasst:

„(2) Bei der Durchführung des Zulassungsver-
fahrens und bei der Bewertung der Aufgaben sind die 
§§ 21 und 27 dieser Verordnung sowie die §§ 11, 13, 
14, 20, 21, 32 bis 35 und 54 APO entsprechend an-
zuwenden, sofern diese Verordnung nichts anderes 
bestimmt.“

34.	 Der bisherige § 32 wird § 35.

35.	 Der bisherige § 33 wird § 36 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 2 Satz 1 sowie Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 
und 2 wird jeweils die Angabe „§ 32“ durch die 
Angabe „§ 35“ ersetzt.

b)	 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 Der Wortlaut wird Satz 1.

bb)	 Die folgenden Sätze 2 und 3 werden angefügt:

„2Ein Prüfungszeugnis oder eine Bescheini-
gung nach § 31 Abs.  3 APO wird nicht er-
stellt. 3Der Geschäftsstelle des Landesper-
sonalausschusses wird kein anonymisierter 
Abdruck der Ergebnisliste übersandt.“

36.	 In der Überschrift des Teils 5 werden die Wörter „für 
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Ämter ab der vierten Qualifikationsebene“ gestrichen.

37.	 Die bisherigen §§ 34 und 35 werden die §§ 37 und 38.

38.	 Der bisherige § 36 wird § 39 und Satz 1 wird wie folgt 
gefasst:

„1Beamtinnen und Beamte müssen neben der Vor-
aussetzung des Art. 20 Abs. 4 LlbG für die Teilnahme 
an der modularen Qualifizierung für Ämter 

1.	 ab der Besoldungsgruppe A 10 mindestens ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 8,

2.	 ab der Besoldungsgruppe A 14 mindestens ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 11 

innehaben.“

39.	 Der bisherige § 37 wird § 40 und Abs. 1 Satz 1 wird 
wie folgt gefasst:

„1Die modulare Qualifizierung umfasst für Ämter

1.	 ab der Besoldungsgruppe A 10 mindestens drei 
Maßnahmen im Gesamtumfang von mindes-
tens 15 und höchstens 20 Tagen,

2.	 ab der Besoldungsgruppe A 14 mindestens vier 
Maßnahmen im Gesamtumfang von mindes-
tens 20 und höchstens 25 Tagen.“

40.	 Der bisherige § 38 wird § 41 und wie folgt geändert:

a)	 Dem Abs. 1 werden die folgenden Sätze 6 und  7 
angefügt:

„6Die Prüfung kann als elektronische Fernprü-
fung durchgeführt werden. 7§  55 Abs.  1 und  3 
sowie die §§ 56, 57, 59 und 60 Abs. 2 und 3 APO 
gelten entsprechend.“

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Sie können auch ohne persönliche Anwe-
senheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
in einem Kursraum oder an einem vergleich-
baren Ort, insbesondere auf elektronischem 
Weg, durchgeführt werden.“

bb)	Die bisherigen Sätze  2 bis 4 werden die 

Sätze 3 bis 5.

41.	 Der bisherige § 39 wird § 42 und wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3In den Fällen des § 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 müs-
sen die Prüferinnen und Prüfer mindestens ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 10, in den Fällen 
des § 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 mindestens ein Amt 
der Besoldungsgruppe A 14 innehaben.“

b)	 In Abs. 5 Satz 1 wird die Angabe „§ 38“ durch die 
Angabe „§ 41“ ersetzt.

42.	 Der bisherige § 40 wird § 43 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 38“ durch die 
Angabe „§ 41“ ersetzt.

b)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 wird die Angabe „§  38 Abs.  2 
Satz  4“ durch die Angabe „§  41 Abs.  2 
Satz 5“ ersetzt.

bb)	 In Satz 2 Halbsatz 1 und 2 wird jeweils die 
Angabe „§ 39“ durch die Angabe „§ 42“ er-
setzt.

43.	 Der bisherige § 41 wird § 44 und wie folgt geändert:

a)	 Der Wortlaut wird Satz 1.

b)	 Die folgenden Sätze 2 und 3 werden angefügt:

„2Die Ausbildung von Beamtinnen und Beamten,  
die nach dem 31. August 2022 und vor dem 1. Sep- 
tember 2025 begonnen hat, richtet sich nach den 
Bestimmungen in der am 31. Oktober 2024 gelten-
den Fassung. 3Die §§ 3 bis 5 gelten erstmals für 
die Einstellungsprüfung der Bewerberinnen und 
Bewerber für das Einstellungsjahr 2025.“

44.	 Der bisherige § 42 wird § 45.

45.	 Die Anlage aus dem Anhang zu dieser Verordnung 
wird angefügt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. November 2024 in Kraft.
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München, den 6. September 2024

Bayerisches Staatsministerium  
des Innern, für Sport und Integration

Joachim H e r r m a n n , Staatsminister

München, den 27. August 2024

Bayerisches Staatsministerium  
für Wohnen, Bau und Verkehr

Christian B e r n r e i t e r , Staatsminister

München, den 30. September 2024

Bayerisches Staatsministerium der Justiz

Georg E i s e n r e i c h , Staatsminister

München, den 27. September 2024

Bayerisches Staatsministerium  
für Unterricht und Kultus

Anna S t o l z , Staatsministerin

München, den 27. September 2024

Bayerisches Staatsministerium  
für Wissenschaft und Kunst

Markus B l u m e , Staatsminister

München, den 10. Oktober 2024

Bayerisches Staatsministerium  
der Finanzen und für Heimat

Albert F ü r a c k e r , Staatsminister

München, den 5. Oktober 2024

Bayerisches Staatsministerium  
für Wirtschaft, Landesentwicklung  

und Energie

Hubert A i w a n g e r , Staatsminister

München, den 18. September 2024

Bayerisches Staatsministerium  
für Umwelt und Verbraucherschutz

Thorsten G l a u b e r , Staatsminister

München, den 4. September 2024

Bayerisches Staatsministerium  
für Ernährung, Landwirtschaft, Forsten  

und Tourismus

Michaela K a n i b e r , Staatsministerin

München, den 14. September 2024

Bayerisches Staatsministerium  
für Familie, Arbeit und Soziales

Ulrike S c h a r f , Staatsministerin

München, den 3. September 2024

Bayerisches Staatsministerium  
für Gesundheit, Pflege und Prävention

Judith G e r l a c h , Staatsministerin

München, den 3. September 2024

Bayerisches Staatsministerium für Digitales

Dr. Fabian M e h r i n g , Staatsminister
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Anhang
(zu § 1 Nr. 45)

Anlage
(zu § 17 Abs. 2 Satz 3)

Ausbildungsrahmenplan für das  
berufspraktische Studium

Studiengang Verwaltungsinformatik

Nr. Kategorie Ausbildungsbereich
1. Technik a)	 Serverbetrieb

b)	 Netzwerktechnik
c)	 Mobile Computing
d)	 Systementwicklung/Programmierung

2. Management a)	 IT-Administration
b)	 IT-Projektmanagement
c)	 Bürokommunikation/E-Government
d)	 IT-Sicherheit/Datenschutz

3. Verwaltung a)	 Zentralverwaltung
b)	 Fachverwaltung



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 20/2024 545

210-3-2-I

Verordnung  
zur Änderung der  

Meldedatenverordnung 

vom 10. Oktober 2024

Auf Grund des Art.  11 Nr.  4 des Bayerischen Ge-
setzes zum Melde-, Pass- und Personalausweiswesen 
(BayGMPP) vom 23.  Juni 2015 (GVBl. S.  178, BayRS  
210-3-I), das zuletzt durch §  1 des Gesetzes vom 
10.  März 2023 (GVBl. S.  91) geändert worden ist, ver-
ordnet das Bayerische Staatsministerium des Innern, für 
Sport und Integration:

§ 1

Die Meldedatenverordnung (MeldDV) vom 15. Sep-
tember 2015 (GVBl. S.  357, BayRS 210-3-2-I), die zu-
letzt durch § 1 Abs. 27 der Verordnung vom 4. Juni 2024 
(GVBl. S.  98) geändert worden ist, wird wie folgt ge- 
ändert:

1.	 § 6 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a)	 In dem Satzteil vor Nr. 1 werden nach dem Wort 
„Sterbefall“ die Wörter „  ,  einer Änderung des 
Geschlechtseintrags“ eingefügt. 

b)	 In Nr. 3 werden nach dem Wort „Vornamen“ die 
Wörter „und frühere Vornamen“ eingefügt und 
die Angabe „0301, 0302,“ wird durch die Angabe 
„0301 bis 0305,“ ersetzt. 

c)	 In Nr. 7 werden nach dem Wort „Geschlecht“ die 
Wörter „und der frühere Geschlechtseintrag“ ein-
gefügt. 

2.	 § 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In dem Satzteil vor Nr. 1 werden nach dem Wort 
„Sterbefall“ die Wörter „  ,  einer Änderung des 
Geschlechtseintrags“ eingefügt. 

b)	 In Nr. 6 werden nach dem Wort „Geschlecht“ die 
Wörter „und der frühere Geschlechtseintrag“ ein-
gefügt. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1. November 2024 in Kraft.

München, den 10. Oktober 2024

Bayerisches Staatsministerium  
des Innern, für Sport und Integration

Joachim H e r r m a n n , Staatsminister
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303-1-3-J

Verordnung  
zur Änderung der  
Notarverordnung

vom 14. Oktober 2024

Auf Grund

–– des § 6 Abs. 2 Satz 2 bis 4, des § 7 Abs. 5 Satz 2, des 
§ 9 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, des § 25 Abs. 2, des § 100, 
des § 111a Satz 3 und 4 und des § 112 der Bundes-
notarordnung (BNotO) in der im Bundesgesetzblatt 
Teil  III, Gliederungsnummer 303-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, die zuletzt durch Art.  3 des 
Gesetzes vom 20.  Dezember 2023 (BGBl. 2023  I 
Nr. 389) geändert worden ist, in Verbindung mit § 3 
Nr. 9 der Delegationsverordnung (DelV) vom 28. Ja-
nuar 2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), die zuletzt 
durch Verordnung vom 3.  September 2024 (GVBl. 
S. 418) und durch § 2 der Verordnung vom 3. Sep-
tember 2024 (GVBl. S.  419) geändert worden ist,  
und 

–– des Art.  1 Abs.  3 Satz  1 des Zuständigkeitsgeset-
zes (ZustG) vom 7. Mai 2013 (GVBl. S. 246, BayRS  
2015-1-V), das zuletzt durch §  1 Abs.  4 der Ver-
ordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert  
worden ist,

verordnet das Bayerische Staatsministerium der Justiz:

§ 1

Änderung der  
Notarverordnung

Die Notarverordnung (NotV) vom 10. Februar 2000 
(GVBl. S. 60, BayRS 303-1-3-J), die zuletzt durch § 3 der 
Verordnung vom 2. Oktober 2018 (GVBl. S. 745) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 In der Überschrift des ersten Teils werden die Wörter 
„Erster Teil“ durch die Angabe „Teil 1“ ersetzt.

2.	 In § 3 Abs. 4 Satz 1 wird das Wort „Auflagen“ durch 
die Wörter „Ausnahme eines Widerrufsvorbehalts mit 
Nebenbestimmungen“ ersetzt und die Wörter „oder 
befristet“ werden gestrichen.

3.	 § 4 wird aufgehoben.

4.	 § 5 Nr. 4 wird wie folgt geändert:

a)	 In Buchst. a wird das Wort „Bücher“ durch das 
Wort „Verzeichnisse“ ersetzt und nach dem Wort 
„Urkunden“ werden die Wörter „und Wertgegen-
stände“ eingefügt.

b)	 In Buchst.  c werden die Wörter „§  57 Abs.  2 
Satz 1 und § 64 Abs. 1 Satz 3“ durch die Wörter 
„§ 56 Abs. 7 und § 57 Abs. 2 Satz 1“ ersetzt.

5.	 In der Überschrift des zweiten Teils werden die Wör-
ter „Zweiter Teil“ durch die Angabe „Teil 2“ ersetzt.

6.	 In § 8 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Mitarbeiter“ durch 
das Wort „Personen“ ersetzt.

7.	 In § 9 Abs. 4 Satz 1 wird das Wort „Auflagen“ durch 
das Wort „Nebenbestimmungen“ ersetzt und die 
Wörter „und mit dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt 
sowie befristet“ werden gestrichen.

8.	 In der Überschrift des dritten Teils werden die Wörter 
„Dritter Teil“ durch die Angabe „Teil 3“ ersetzt.

9.	 § 11 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„3Er ist auch im Steuer- und Kostenwesen so-
wie in der Führung der Akten und Verzeichnisse 
des Notars zu unterweisen und mit der Leitung 
und Organisation einer Notarstelle vertraut zu 
machen.“

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 werden nach dem Wort „gegen-
über“ die Wörter „den Aufsichtsbehörden,“ 
eingefügt.

bb)	 In Satz 2 werden nach dem Wort „verpflich-
ten,“ die Wörter „Lehrtätigkeiten im Rahmen 
des juristischen Vorbereitungsdienstes, des 
Berufsschulunterrichts für die Ausbildung 
zum Notarfachangestellten und der Fortbil-
dungsveranstaltungen der Notarkasse und 
der Landesnotarkammer Bayern zu über-
nehmen,“ eingefügt.
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c)	 In Abs.  4 wird das Wort „Notarvertreter“ durch 
das Wort „Notarvertretung“ ersetzt.

10.	 § 12 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 Satz 3 wird aufgehoben.

b)	 Folgender Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Der Notarassessor hat von den Stan-
desorganisationen veranstaltete oder benannte 
Ausbildungskurse zu besuchen.“

11.	 In § 13 Abs. 1 Nr. 1 werden die Wörter „zu den Stich-
tagen 1. März oder 1. September“ gestrichen.

12.	 § 14 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Notarvertreter“ 
durch das Wort „Notarvertretung“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 Halbsatz 1 wird das Wort „Absat-
zes“ durch die Angabe „Abs.“ ersetzt.

bb)	 In Satz  2 werden die Wörter „körperliche 
Tauglichkeit“ durch die Wörter „gesundheit-
liche Eignung“ und die Angabe „§ 7 Abs. 1“ 
durch die Angabe „§ 5a“ ersetzt.

13.	 § 15 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden nach dem Wort „werden“ 
die Wörter „vorbehaltlich der Sätze 2 bis 5“ 
eingefügt.

bb)	 Nach Satz 1 werden die folgenden Sätze 2 
bis 4 eingefügt:

„2Familienpolitische Beurlaubung wird nur 
hinsichtlich der Betreuung von Ehegatten, 
Lebenspartnern und Verwandten in gera-
der Linie gewährt. 3Die Landesnotarkammer 
kann die Vorlage eines amtsärztlichen Gut-
achtens verlangen. 4Die Gesamtdauer von 
Elternzeit und familienpolitischer Beurlau-
bung darf drei Jahre je Angehörigem nicht 
übersteigen.“

cc)	 Der bisherige Satz  2 wird Satz  5 und wie 
folgt gefasst: 

„5Der Elternzeitantrag oder das Urlaubsge-

such ist an die Landesnotarkammer zu rich-
ten, die hierüber zu entscheiden hat.“

dd)	 Folgender Satz 6 wird angefügt:

„6Ein Abdruck der Entscheidung ist an den 
zuständigen Präsidenten des Landgerichts 
zu übersenden.“

b)	 In Abs.  3 Satz  2 und Abs.  4 Satz  2 wird das 
Wort „Absatz“ jeweils durch die Angabe „Abs.“ 
ersetzt.

14.	 § 16 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs.  1 Nr.  2 werden nach dem Wort „Ange-
hörigen“ die Wörter „im Sinne des § 15 Abs. 2 
Satz 2“ eingefügt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  2 werden die Wörter „sechs Mo-
nate“ durch die Wörter „sieben Wochen“ 
ersetzt.

bb)	 Folgender Satz 3 wird angefügt:

„3§ 15 Abs. 2 Satz 3 und 6 gilt entsprechend.“

15.	 § 17 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs.  1 Satz  3 werden die Wörter „bei No-
taren“ durch die Wörter „an einer Notarstelle“ 
ersetzt.

b)	 In Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „Wehr- oder 
Ersatzdienst“ durch die Wörter „auf Grund der 
Wehrpflicht Grundwehrdienst oder an dessen 
Stelle tretenden Ersatzdienst“ ersetzt.

c)	 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) 1Wird während des Anwärterdienstes El-
ternzeit oder eine familienpolitische Beurlaubung 
wegen der Betreuung eines Kindes in Anspruch 
genommen, so wird die Zeit der Beurlaubung 
im Umfang von insgesamt bis zu 12 Monaten je 
Kind auf die Dauer des Anwärterdienstes ange-
rechnet. 2Die Anrechnung erfolgt anteilig bei Teil-
zeit zur Kindesbetreuung für den freigestellten 
Teil der Arbeitszeit.“

d)	 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 2 Halbsatz 1 werden nach dem Wort 
„werden“ die Wörter „unbeschadet der Mög-
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lichkeiten in § 5 Abs. 3 BNotO“ eingefügt und 
die Angabe „30 Tagen“ wird durch die Wör-
ter „einem Monat (§  191 des Bürgerlichen  
Gesetzbuchs)“ ersetzt.

bb)	 Folgender Satz 4 wird angefügt:

„4Im Umfang von insgesamt bis zu drei 
Monaten werden nach den Sätzen 1 bis 3 
anrechenbare Zeiten einmal auf die Min-
destanwärterzeit nach §  5a BNotO ange-
rechnet.“

e)	 Die Abs. 6 und 7 werden aufgehoben.

f)	 Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 6 und in Satz 1 
werden die Wörter „als Dienstzeit“ durch die 
Wörter „auf die Dauer des Anwärterdienstes und 
die Mindestanwärterzeit“ ersetzt.

g)	 Nach Abs. 6 wird folgender Abs. 7 eingefügt:

„(7) Die in § 5a Satz 1 BNotO vorgeschrie-
bene Mindestanwärterzeit von drei Jahren soll 
durch Anrechnungen nach den Abs. 2 bis 5 nicht 
verkürzt werden, soweit dies nicht anderweitig 
bestimmt ist.“

h)	 Der bisherige Abs.  9 wird Abs.  8 und wie folgt 
geändert:

aa)	 Dem Wortlaut wird folgender Satz 1 voran-
gestellt:

„1Die Landesnotarkammer vollzieht die An-
rechnungen nach den Abs. 1 bis 6.“

bb)	 Der bisherige Wortlaut wird Satz 2 und die 
Angabe „Absätzen  1 bis 8“ wird durch die 
Angabe „Abs. 1 bis 6“ ersetzt.

16.	 In der Überschrift des vierten Teils werden die Wörter 
„Vierter Teil“ durch die Angabe „Teil 4“ ersetzt.

17.	 § 17a wird wie folgt geändert:

a)	 Der Wortlaut wird Abs. 1.

b)	 Folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) § 17 findet auch Anwendung auf Notar-
assessoren, die am 1. November 2024 im notari-
ellen Anwärterdienst standen und bei denen vor 
dem 1. November 2024 anrechenbare Zeiten im 

Sinn von § 17 eingetreten sind.“

§ 2

Weitere Änderung der  
Notarverordnung

Die Notarverordnung (NotV) vom 10. Februar 2000 
(GVBl. S.  60, BayRS 303-1-3-J), die zuletzt durch §  1 
dieser Verordnung geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.	 § 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 2

Gerichtsbarkeit für  
Notare

Für die Bezirke der Oberlandesgerichte Mün-
chen, Nürnberg und Bamberg werden die Aufgaben, 
die in der Bundesnotarordnung (BNotO) dem Ober-
landesgericht als Gericht zugewiesen sind, dem Bay-
erischen Obersten Landesgericht übertragen.“

2.	 § 5 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nr. 2 wird der Punkt am Ende durch ein Kom-
ma ersetzt.

b)	 In Nr. 3 wird der Punkt am Ende durch die Wörter 
„ ,  jeweils auch in Verbindung mit § 111 Abs. 4, 
§ 111a Satz 3 und 4 BNotO und § 2,“ ersetzt.

3.	 In § 6 Satz 1 werden nach der Angabe „BNotO“ die 
Wörter „ , auch in Verbindung mit § 111 Abs. 4, § 111a 
Satz 3 und 4 BNotO und § 2“ eingefügt.

4.	 § 17a Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Für Verfahren nach § 2, die am 31. Dezem-
ber 2024 vor dem Oberlandesgericht München an-
hängig waren, und ihre Folgeentscheidungen bleibt 
das Oberlandesgericht München zuständig.“

§ 3

Inkrafttreten

1Diese Verordnung tritt am 1.  November 2024 in 
Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt § 2 am 1. Januar 2025 
in Kraft.
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München, den 14. Oktober 2024

Bayerisches Staatsministerium der Justiz

Georg E i s e n r e i c h , Staatsminister
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791-1-13-U

Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung zur Ausführung des  
Bayerischen Naturschutzgesetzes 

vom 15. Oktober 2024

Auf Grund des Art. 44 Abs. 1 des Bayerischen Natur
schutzgesetzes (BayNatSchG) vom 23.  Februar 2011 
(GVBl. S.  82, BayRS  791-1-U), das zuletzt durch §  1 
Abs. 87 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) 
geändert worden ist, verordnet das Bayerische Staats-
ministerium für Umwelt und Verbraucherschutz im Ein-
vernehmen mit den Bayerischen Staatsministerien des 
Innern, für Sport und Integration und für Ernährung, Land-
wirtschaft, Forsten und Tourismus:

§ 1

In §  8 Abs.  2 Nr.  1 und 2 der Verordnung zur 
Ausführung des Bayerischen Naturschutzgesetzes  
(AVBayNatSchG) vom 18.  Juli 2000 (GVBl. S.  495,  
BayRS 791-1-13-U), die zuletzt durch § 1 der Verordnung 
vom 8.  November 2020 (GVBl. S.  627) geändert wor-
den ist, werden jeweils nach dem Wort „nicht“ die Wörter 
„Wölfe (Canis lupus),“ eingefügt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. November 2024 in Kraft.

München, den 15. Oktober 2024

Bayerisches Staatsministerium  
für Umwelt und Verbraucherschutz

Thorsten G l a u b e r , Staatsminister
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791-1-14-U, 791-1-15-U

Bekanntmachung  
der Entscheidung des  

Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs  
vom 18. Juli 2024, Az. 14 N 23.1190

vom 15. Oktober 2024

Gemäß § 47 Abs. 5 Satz 2 Halbsatz 2 der Verwal-
tungsgerichtsordnung wird nachstehend die Entschei-
dung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs vom 
18. Juli 2024, Az. 14 N 23.1190 betreffend den Antrag, die 
Bayerische Wolfsverordnung (BayWolfV) vom 25.  April  
2023 und die Verordnung zur Ausführung der Bayeri-
schen Wolfsverordnung (AVBayWolfV) vom 2. Mai 2023 
für unwirksam zu erklären, bekannt gemacht.

Entscheidungsformel:

Die Bayerische Wolfsverordnung (BayWolfV) vom 
25. April 2023 (BayMBl. Nr.  201) und die Verordnung 
zur Ausführung der Bayerischen Wolfsverordnung  
(AVBayWolfV) vom 2. Mai 2023 (BayMBl. Nr. 202) wer-
den für unwirksam erklärt.

München, den 15. Oktober 2024

Bayerisches Staatsministerium  
für Umwelt und Verbraucherschutz

Thorsten G l a u b e r , Staatsminister
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